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1. Einleitung 

Das Internet1 verändert unsere Gesellschaft, und mit ihr die Politik. Die Frage, wie 

genau dies vor sich geht, steht im Zentrum dieser Arbeit. Sie setzt sich mit dem Ein-

fluss des Medien- auf das Politiksystem im Rahmen der Luhmannschen Systemtheo-

rie auseinander und will darlegen inwiefern der Einsatz neuer Medien die Programm-

entwicklung auf der politischen Bühne Deutschlands verändert hat. Zur Veranschau-

lichung wird die Piratenpartei Deutschland und die Veränderungen, die ihr im Inter-

net betriebener Wahlkampf mit sich brachte, als Beispiel herangezogen.  

Die Systemtheorie erlaubt dabei einen breiten Blick auf die Gesellschaft als Ganze 

durch ihren Universalitätsanspruch: Gesellschaft als Gesamtheit aller möglichen, so-

zialen Kontakte zu erfassen2. Die klare Struktur der Systemtheorie, insbesondere die 

Zuordnung von Kommunikation zu und die Verbindungen zwischen einzelnen Sys-

temen, erlaubt einen sehr feingliedrigen Blick auf Zusammenhänge, die anderweitig 

nicht deutlich würden.  

Für die Piratenpartei steht das Internet im Mittelpunkt nicht nur ihrer Politik, sondern 

auch als Informationsquelle, Kommunikationskanal und Bestandteil des Programm-

entwicklungsprozesses. Es steht zu erwarten dass diese zentrale Rolle des Internets 

auch für die Art, wie Politik gemacht, bzw. das politische Programm entwickelt wird, 

nicht folgenlos bleibt. Die Systemtheorie erlaubt diese Vielzahl von Verbindungen 

nachzuzeichnen und zu unterscheiden welche Auswirkung ihnen jeweils zukommt. 

Die Autorin der Arbeit hat sich während ihrer aktiven Mitarbeit in der Piratenpartei 

seit der Bundestagswahl 2009 eingehend mit der propagierten neuen Politikform 

und mit dem Einfluss der Medien auf die Entwicklung der Partei, ihre Kommunikati-

on und ihr Programm beschäftigt. Daraus ergab sich die Vermutung, dass die An-

nahmen der Parteimitglieder über den Einfluss der Medien auf ihre Partei nicht     

deckungsgleich mit soziologischen Erkenntnissen sind. Die Richtigkeit dieser Vermu-

tung soll nun im Rahmen der Arbeit formell soziologisch untersucht werden. 

 

1.1. Stand der Forschung bisher 

In den letzten Jahren erschienen zahlreiche Studien und Publikationen zur Piraten-

partei, die als neues Phänomen naturgemäß für großes Forschungsinteresse sorgt. 

So untersuchte Jasmin Siri schon 2009 die Interessen der Piratenpartei3, Tobias 

Neumann ihr Selbstverständnis4, Neumann und Fritz ihr Demokratieverständnis5, 

                                                        

1 Das „Internet“ im Sinne dieser Arbeit wird verstanden als die Gesamtheit der Dienste die im Internet 
zur Verfügung stehen, wobei das Hauptaugenmerk auf dem World Wide Web (WWW) liegt. 

2 Luhmann, 1987, S. 33 
3 Siri, 2009 
4 Neumann, 2011 

5 Neumann & Fritz, 2012 
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Kamm et al.6 ihre Mitglieder, und dergleichen mehr7. Das Verhältnis zwischen Pira-

tenpartei und Medien wurde bei all diesen Arbeiten lediglich gestreift und nie in der 

Tiefe beleuchtet. Diese Lücke möchte diese Arbeit verkleinern.  

Luhmann verstand das Internet aufgrund seiner eben nicht nur in eine Richtung 

funktionierenden Kommunikationsmöglichkeiten und individuellen Nutzbarkeit nicht 

als Massenmedium im systemtheoretischen Sinn8. Die Arbeit setzt sich mit der Veror-

tung des Internets in der Systemtheorie auseinander und will mit den Mitteln der 

Systemtheorie untersuchen, welche Auswirkungen die im Internet stattfindende 

mediale Darstellung hat.  

Herangezogen werden dazu zahlreiche Arbeiten zum Thema Internet als Massen-

medium, sowie (politischer) Kommunikation im Internet, beispielsweise von Siri et al. 

zu Kommunikation auf Twitter und Facebook9, Lachenmeyer et al. zu Massenkom-

munikation10 oder Daniela Ammer zum Internet als Medium11. Zudem werden Spezi-

alisten aus dem Bereich der politischen (Online-)Kommunikation hinzugezogen, bei-

spielsweise Sarcinelli, Jarren und Donges  zu politischer Kommunikation, Schweitzer 

zu Onlinewahlkampf, Kaufmann zu Onlinepolitik und Wolling  zu Internetnutzung 

durch Politik und Bürger. 

 

1.2. Forschungsfragen 

Insgesamt sollen die folgenden Fragen erörtert werden:  

F1:  Inwieweit treten durch strukturelle Kopplung Irritationen durch das System der 

Medien im politischen System auf? 

F2:  Inwieweit passt sich das politische System auf der Programmebene diesen Irri-

tationen an? 

F3:  Kann man diesen Prozess mit der Luhmannschen Systemtheorie am Beispiel der 

Piratenpartei aufzeigen? 

 

1.3. Überblick über das weitere Vorgehen 

Zunächst wird dazu in Kapitel zwei die theoretische Grundlage erörtert: Die Systeme 

von Politik und Medien in Luhmanns Werk. Besonderes Augenmerk liegt dabei auf 

den strukturellen Kopplungen zwischen den beiden Systemen. Insgesamt soll her-

ausgearbeitet werden, wie Politik und Medien in der Systemtheorie miteinander in-

                                                        

6 Kamm et al., 2013 
7 Zolleis , 2010; Heimrich, 2013; Hensel & Klecha, 2013; Hönigsberger & Osterberg, 2013 
8 Luhmann & Hagen, 1997 
9 Siri & Seßler, 2013; Siri et al., 2012 
10 Lachenmeyer et al., 2012 
11 Ammer, 2008 
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teragieren und welchen Einfluss die Medien auf die Politik haben. Dazu werden an-

schlussfähige Kommunikation und der verwendete Code genauer betrachtet. 

Darauf folgend wird in Kapitel drei die Piratenpartei vorgestellt und erläutert, wie 

Programmentwicklung für sie abläuft. Um den Rahmen der Arbeit nicht zu sprengen 

wird dabei lediglich die Bundesebene der Piratenpartei betrachtet. Es ist möglich, 

dass eine ähnliche Untersuchung auf Landes- oder Kommunalebene andere Ergeb-

nisse erbringen würde.  

Zwei Studien die die Piratenpartei in den Jahren 2011 und 2012 untersuchten und 

Befragungen unter den Mitgliedern durchführten werden zur Veranschaulichung der 

Einflüsse auf die Programmentwicklung herangezogen: „Die Piratenpartei Deutsch-

land“ von Tobias Neumann, sowie „Das Phänomen der Piratenpartei“, von Jana 

Kamm et al.12. Ergänzt wird die Betrachtung der Piratenpartei durch einen Blick auf 

die Internetnutzung in der Gesellschaft insgesamt, durch eine Studie von Emmer et 

al.  

In Kapitel vier werden Theorie und Praxis gegenübergestellt. Zunächst wird das In-

ternet und seine Eignung als Massenmedium genauer betrachtet. Am Beispiel des 

Wahlkampfes wird dann erläutert, wie Politik in der Vergangenheit mit strukturellen 

Kopplungen zum Mediensystem umging und wie dabei das Internet genutzt (oder 

nicht genutzt) wurde. Darauf aufbauend wird die Frage erörtert, wie die Piratenpar-

tei im Gegensatz dazu mit dem Medium Internet und den sich daraus ergebenden 

strukturellen Kopplungen agiert, und wie diese Interaktion sich auf ihr Programm 

auswirkt.   

In Kapitel fünf wird schließlich betrachtet, welche Aspekte des neuen Verhältnisses 

von Politik und Medien mit der Systemtheorie betrachtet werden können, und wo 

potentiell blinde Flecken bestehen. Zu erwartende Ergebnisse sind:  

T1:  Das Internet ermöglicht eine spezifische Form von Irritation die sich von der 

anderer Medien unterscheidet. 

T2:  Die Piratenpartei wird auf Grund ihrer basisdemokratischen Organisationsform 

auf eine andere Art und Weise beeinflusst als andere Parteien. 

T3:  Das Verhältnis zwischen Medien, Politik und Internet ist mit der Systemtheorie 

nur teilweise fassbar. 

Zum Abschluss werden die Forschungsfragen beantwortet und in einem Ausblick 

mögliche Schlussfolgerungen für die Zukunft versucht. 

 

  

                                                        

12 Kamm et al., 2013 
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2. Theoretische Grundlage – die Systemtheorie von Niklas Luhmann 

Luhmanns Systemtheorie umfasst die Gesellschaft als Ganze. „Die Gesellschaft“ be-

steht für Luhmann nicht aus „den Menschen“, sondern ausschließlich aus Kommuni-

kation. Menschen sind nur insofern Teil der Gesellschaft, als sie als psychische Sys-

teme existieren und kommunizieren.  

2.1. Funktionale Differenzierung 

Die Gesellschaft ist funktional differenziert in Teilsysteme, die jeweils eine ihnen ei-

gene Aufgabe erfüllen. So unterscheidet Luhmann unter anderem die Systeme Poli-

tik, Wirtschaft, Recht, Bildung, und Massenmedien. Auch die Systeme bestehen aus-

schließlich aus Kommunikation, denn „nur die Kommunikation kann kommunizie-

ren.“13 Jedes Teilsystem erfüllt eine Aufgabe für die Gesellschaft, die ausschließlich 

von diesem Teilsystem erfüllt werden kann. „Kein Funktionssystem kann außerhalb 

seiner eigenen Grenzen operieren, kein Funktionssystem kann die Funktion eines 

anderen erfüllen.“14 Der Ausfall eines Systems hätte damit drastische Folgen für alle 

anderen, weil die Erfüllung von dessen Aufgabe nicht mehr gewährleistet wäre.  

Die Notwendigkeit der Ausdifferenzierung von Funktionssystemen ergibt sich aus 

der steigenden Komplexität der Gesellschaft. Komplexität wird von Luhmann defi-

niert als die Unmöglichkeit eines Systems, alle seine Elemente miteinander zu ver-

knüpfen. Dies führt im System zu einem Selektionszwang (welche Verknüpfungen 

werden gemacht bzw. aufrecht erhalten) und macht Komplexitätsreduktion not-

wendig. Je komplexer das Gesamtsystem Gesellschaft wird, desto komplexer wird 

die Kommunikation, da es mit steigender Menge an Kommunikation nicht mehr 

möglich ist, dass alle Elemente des Systems mit allen anderen kommunizieren15. Sys-

teme differenzieren sich aus um diese Komplexität zu reduzieren. Durch die Ausdif-

ferenzierung wird jeweils ein Teil der Gesamtkomplexität bzw. Kommunikation in 

dieses Subsystem „ausgelagert“. Es muss sich nicht länger mit aller Kommunikation 

auseinandersetzen (und kann dies auch nicht), sondern fokussiert sich ausschließlich 

auf einen eigenen Bereich.  

Alle Systeme reproduzieren sich autopoietisch, sie sorgen durch ihre Operationen 

stetig für ihre eigene Erhaltung. Luhmann beschreibt dies als 

„Zwang zur Autonomie, der sich daraus ergibt, dass das System in jeder, 
also in noch so günstiger Umwelt schlicht aufhören würde zu existieren, 
wenn es die momenthaften Elemente, aus denen es besteht, nicht mit An-
schlussfähigkeit, also mit Sinn, ausstatten und so reproduzieren würde.“16 

Systeme bilden Codes aus in denen sie kommunizieren, und Programme nach denen 

sie handeln.  

                                                        

13 Luhmann, 1998, S. 105 
14 Luhmann, 1994, S. 321 
15 Luhmann, 1987, S. 46 
16 Luhmann, 1987, S. 28 
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Systeme unterscheiden zwischen sich selbst und ihrer Umwelt und grenzen sich mit-

tels Kommunikation von ihrer Umwelt ab. Umwelt ist für jedes System jeweils alle 

Kommunikation, die außerhalb des Systems existiert – daher ist sie für jedes System 

anders. Die Umwelt ist dabei für das System selbst nicht verarbeitbar: Es kann die 

verschiedenen anderen Systeme in seiner Umwelt selbst nicht unterscheiden.17 Die 

Umwelt jedes Systems ist jeweils die Gesamtheit aller vom System unterschiedenen 

Systeme bzw. nicht dem System zugeordneten Kommunikation. „Jede Änderung ei-

nes Systems ist Änderung der Umwelt anderer Systeme; jeder Komplexitätszuwachs 

an einer Stelle vergrößert die Komplexität der Umwelt für alle anderen Systeme.“18  

Innerhalb von Systemen kann es wiederum zu Abgrenzungen zwischen System und 

Umwelt kommen, wobei dann das System selbst als Umwelt fungiert – es bilden sich 

Organisationen innerhalb des Systems. „Systemdifferenzierung ist nichts anderes als 

die Wiederholung der Differenz von System und Umwelt innerhalb von Systemen.“19 

Luhmann unterscheidet verschiedene Systemebenen, die analytisch jeweils berück-

sichtigt werden müssen. „Vergleiche zwischen verschiedenen Arten von Systemen 

müssen sich an eine Ebene halten.“20 

 

Für diese Arbeit besonders relevant sind die Funktionssysteme Politik und Medien, 

ihre Organisationen sowie die strukturellen Kopplungen zwischen beiden Systemen. 

 

2.1.1. Kommunikation, Code & symbolisch generalisierte Kommunikati-

onsmedien 

Funktionssysteme differenzieren sich mittels Kommunikation, die jeweils nur in ih-

rem eigenen „Code“ vollzogen wird. Dieser Code ist zugleich Kommunikationsmittel 

und Abgrenzung: Nur das System kann diesen Code entschlüsseln (Abgrenzung 

nach außen), und alles was diesem Code entspricht ist Teil des Systems (Abgrenzung 

nach innen). Dadurch unterscheidet das System zugleich alles was nicht diesen Code 

nutzt von sich selbst und definiert es als Umwelt. „Systeme konstituieren und erhal-

ten sich durch die Bildung und ständige Erneuerung der Differenz zu ihrer Um-

welt.“21 Nur wenn das System sich klar von seiner Umwelt abgrenzen kann, kann es 

                                                        

17 Vgl. Luhmann, 1987, S. 36 
18 Luhmann, 1987, S. 243 
19 Luhmann, 1987, S. 22 
20 Luhmann, 1987, S. 17 
21 Luhmann, 1987, S. 35 

Abbildung 1:  
Systeme.  

Aus Luhmann, 
1987, S. 16; 
Hervorhebung 
durch Autorin. 
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eindeutig zuordnen was zum System gehört und was nicht, also welche Kommuni-

kation ins System gehört und welche nicht. Dabei wird das System zugleich blind für 

alle Kommunikationen, die durch die Ausdifferenzierung eben nicht mehr zum Sys-

tem gehören.  

Kommunikation erfolgt in drei Schritten: Information, Mitteilung und Verstehen. Ob 

eine Kommunikation erfolgreich war wird erst bei Abschluss des Verstehens deutlich 

– nämlich dann, wenn es zu einer Anschlusskommunikation kommt.22 Anschlussfä-

higkeit der Kommunikation, also die Möglichkeit einer Folgekommunikation, ist da-

mit Bedingung für das Funktionieren der Autopoiesis. 

Beispielsweise kommuniziert das System „Wirtschaft“ im Code „Zahlung / Nicht-

Zahlung“. Jede Zahlung sorgt für den Erhalt des Systems und ist Voraussetzung für 

die darauf folgende Zahlung. Die Nicht-Zahlung ist die Negativfolie zur Zahlung und 

wird zur Unterscheidung benötigt: Wenn es keine Nicht-Zahlung gäbe, könnte das 

System eine Zahlung nicht definieren. Wenn eine Rechnung bezahlt wird, ist diese 

Zahlung Teil des Wirtschaftssystems, egal ob damit ein Arzt (Gesundheitssystem) 

oder eine Schule (Bildungssystem) bezahlt oder ein Politiker (Politiksystem) besto-

chen wird. Das Wirtschaftssystem betrachtet dabei lediglich die Zahlung, unabhän-

gig davon in welchem anderen System eine Gegenleistung dafür erfolgt. 

Vereinfacht wird die Annahme einer Kommunikation in einigen Systemen durch 

symbolisch generalisierte Kommunikationsmedien, durch die „die Schwelle der 

Nichtakzeptanz von Kommunikation (...) hinausgeschoben werden“23 kann. Ein Bei-

spiel wäre Geld im Wirtschaftssystem: Mittels Geld kann die Kommunikation im 

Code Zahlung / Nicht-Zahlung deutlich vereinfacht werden. Sobald Geld genutzt 

wird, ist deutlich dass es sich um eine Kommunikation im Wirtschaftssystem handelt. 

Zusätzlich zum Code benötigt ein System Programme, um die jeweiligen Codierun-

gen mit Sinn zu füllen. In der Wirtschaft wären dies beispielsweise Preise, die ange-

ben wie viel für ein Produkt gezahlt werden muss. 

 

2.1.2. Offenheit, Geschlossenheit und strukturelle Kopplungen 

Systeme sind zugleich operativ geschlossen und kommunikativ offen. Operative Ge-

schlossenheit wird durch die Kommunikation im individuellen Code erreicht. Sie be-

dingt den Fortbestand der System/Umwelt Differenz, und damit des Systems selbst. 

Kommunikative Offenheit bedeutet das Vorhandensein der Möglichkeit von Irritati-

onen aus der Umwelt. Dabei  

„gilt eine Art umgekehrte Relevanzvermutung: Während interne Ereignis-
se/Prozesse für das System vermutlich relevant sind, also Anschlußhandeln 

                                                        

22 Vgl. Luhmann, 1987, S. 196 ff. 
23 Luhmann, 1998, S. 204 
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auslösen, sind Ereignisse/Prozesse der Umwelt für das System vermutlich ir-
relevant; sie können unbeachtet bleiben.“24  

Da Systeme in sich geschlossen sind, nur in ihrem Code kommunizieren und Systeme 

in ihrer Umwelt nicht unterscheiden können, können sie naturgemäß auch nicht mit 

anderen Systemen kommunizieren. Durch die Beschränkung der Kommunikation auf 

den jeweiligen Code eines Systems wird jede direkte Kommunikation des Systems 

mit seiner Umwelt ausgeschlossen. „Die Information reproduziert die Grenzen des 

Systems und kann daher nie die Grenzen des Systems überschreiten, nie von außen 

nach innen oder von innen nach außen erfolgen.“25 

Zwar kann das System keine Kommunikation aus einem anderen System verarbeiten, 

doch kann es sich für Begebenheiten oder Informationen aus einem anderen System 

sensibilisieren, um Einflüsse entweder aufzunehmen oder ihnen entgegen zu wirken. 

Die Systeme müssen zu einem gewissen Grad mit anderen Systemen interagieren, da 

sonst die Fortexistenz der Gesamtgesellschaft nicht gewährleistet würde. Diese Ein-

flüsse nennt Luhmann Irritationen, Verbindungen zwischen Systemen beschreibt er 

in Anlehnung an Humberto Maturana als strukturelle Kopplungen. 

Mittels struktureller Kopplungen sensibilisiert sich ein System für Input aus einem 

anderen System. Nach wie vor kann es die Kommunikation selbst nicht verstehen, 

aber es kann positive oder negative Effekte, die sich aus der Beachtung oder Nicht-

beachtung einzelner Aspekte ergeben, in seine Entscheidungen einbeziehen. „Ob 

und mit welcher Tragweite Werte anderer Systeme für ein System relevant sind, ent-

scheidet das akzeptierende System nach dem eigenen Code und den eigenen Pro-

grammen.“26 So kann beispielsweise das Wirtschaftssystem seine Kommunikation an 

bestehenden Gesetzen ausrichten, da es ansonsten zu Störungen im eigenen Sys-

tem, z.B. mittels Strafzahlungen, käme. Dabei bleiben die interpenetrierenden Sys-

teme füreinander Umwelt27, obwohl sie scheinbar interagieren. 

„Über strukturelle Kopplungen kann ein System an hochkomplexe Umwelt-
bedingungen angeschlossen werden, ohne deren Komplexität erarbeiten 
oder rekonstruieren zu müssen.“ 28  

Das System kann also fremde Komplexität für eigene Prozesse nutzen, ohne sich der 

Komplexität auszusetzen oder sie sich zu eigen zu machen. Die Kopplung selbst 

bleibt dabei 

„in den Systemen unsichtbar, sie trägt keine Operationen bei. Sie vermittelt 
nur Irritationen, auf die das irritierte System mit den Möglichkeiten der ei-
genen Selbstorganisation reagiert.“29  

 

                                                        

24 Luhmann, 1987, S. 250 
25 Luhmann, 2006, S. 56, Hervorhebung im Original 
26 Luhmann, 1994, S. 86 
27 Luhmann, 1987, S. 291 
28 Luhmann, 1998, S. 108 
29 Luhmann, 2002, S. 311 
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Langfristig bestehende strukturelle Kopplungen können dabei auch die Entwicklung 

eines Systems beeinflussen: 

„Dauerirritationen einen bestimmten Typs (...) lenken die Strukturentwick-
lungen in bestimmte Richtung, weil diese Systeme sehr spezifischen Irritati-
onsquellen ausgesetzt sind und sich daher dauern mit ähnlichen Problemen 
beschäftigen. (...) Jedenfalls gewinnt die Umwelt nur unter der Bedingung 
struktureller Kopplungen und nur im Rahmen von dadurch kanalisierten 
und gehäuften Möglichkeiten der Selbstirritation Einfluß auf die Struk-
turentwicklung von Systemen.“30 

 

2.1.3. Organisationen 

Innerhalb von Systemen kann weitere Differenzierung in Form von Organisationen 

erfolgen. Organisationen sind soziale Systeme innerhalb eines spezifischen Systems. 

Sie entstehen und reproduzieren sich durch Entscheidungen.31 „Organisationen sind 

autopoietische Systeme, die sich selber durch eigene Operationen produzieren und 

reproduzieren.“32 Sie operieren in Entscheidungen und transformieren durch Ent-

scheidungen Unsicherheit in Sicherheit. Die Prämissen ihrer eigenen Entscheidungen 

sind selbst ebenfalls Gegenstand der Entscheidung der Organisation. Jede getroffene 

Entscheidung dient ebenfalls als Grundlage für alle weiteren Entscheidungen, die als 

Anschlusskommunikation erfolgen. Ebenso wie bei codierter Kommunikation im Sys-

tem selbst, können „Entscheidungen (...) nur kommuniziert werden, wenn auch die 

abgelehnten Möglichkeiten mitkommuniziert werden, denn anders würde nicht ver-

ständlich werden, dass es sich überhaupt um eine Entscheidung handelt.“33 Auch 

Organisationen regenerieren sich also autopoietisch, mit Entscheidungen an die sich 

Entscheidungen anschließen. 

Organisationen grenzen sich unter anderem über die Unterscheidung zwischen Mit-

gliedschaft und Nichtmitgliedschaft von ihrer Umwelt (dem Funktionssystem) ab. Sie 

definieren sich primär exklusiv, indem sie alle Nichtmitglieder ausschließen.34 Mit-

gliedschaft ist dabei an Bedingungen gebunden die mittels Entscheidungen von der 

Organisation festgelegt werden – die Organisation entscheidet also selbst darüber, 

wer Mitglied ist bzw. werden kann und zu welchen Bedingungen dies ermöglicht 

wird. „Organisationen erzeugen Entscheidungsmöglichkeiten, die es andernfalls 

nicht gäbe. (...) Die Mitgliedschaft ist die Prämisse für die Entscheidung über Prämis-

sen von Entscheidungen.“35 Für bestehende Mitglieder muss wiederum diese Mit-

gliedschaft durch Attraktivität gesichert werden.  

Im Wirtschaftssystem wäre ein einzelnes Unternehmen eine Organisation, in der 

spezifische Entscheidungen getroffen (kommuniziert) werden. Die Mitgliedschaft ei-

                                                        

30 Luhmann, 1998, S. 119 
31 Luhmann, 2006, S. 63 
32 Luhmann, 2006, S. 9 
33 Luhmann, 2006, S. 64 
34 Vgl. Luhmann, 2006, S. 392 
35 Luhmann, 1998, S. 830 
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nes Arbeitnehmers im Unternehmen ist durch seinen Arbeitsvertrag geregelt: Dieser 

erlegt ihm die Pflicht auf, eine bestimmte Arbeit zu verrichten, und macht die Mit-

gliedschaft zugleich attraktiv durch eine entsprechende Entlohnung. 

Organisationen können über ihre eigenen Grenzen ebenso wie über die Grenzen ih-

res Systems hinaus kommunizieren. Am leichtesten fällt ihnen die Kommunikation 

mit anderen Organisationen – sie setzen sozusagen immer ihren eigenen Maßstab 

an Kommunikation mit ihrer Umwelt an. 

 „Während Interaktionssysteme ihre Umwelt nur über eine Aktivierung von 
Anwesenden und nur über eine Internalisierung der Differenz von anwe-
send/abwesend berücksichtigen können, haben Organisationen zusätzlich 
die Möglichkeit, mit Systemen in ihrer Umwelt zu kommunizieren. Sie sind 
der einzige Typ sozialer Systeme, der diese Möglichkeit hat. (...) Dies Nach-
außen-kommunizieren setzt Autopoiesis von Entscheidungen voraus. (...) 
Am liebsten kommunizieren Organisationen mit Organisationen, und sie 
behandeln Private dann oft so, als ob sie Organisationen (...) wären“36 

Ihre Eigenwelt gewinnen und organisieren Organisationen durch die Unterscheidung 

von Programmen und Entscheidungen. Das System programmiert sich selbst, das 

bedeutet, es entscheidet selbst über die Bedingungen seiner Entscheidungen.37 Dies 

erfolgt in Form von Programmen, von denen Luhmann zwei Arten unterscheidet: in-

putorientierte Konditionalprogramme, die die Art und Weise von Handlungen be-

stimmen, mit denen auf Einflüsse aus der Umwelt reagiert wird, und outputorientier-

te Zweckprogramme, die Zwecke festsetzen und die Art und Weise der Handlung 

um diese zu erreichen offen lassen.38 Beide Programmformen beeinflussen die vom 

System zu treffenden Entscheidungen. Programme werden ebenfalls mittels Ent-

scheidungen festgelegt und dann langfristig befolgt – sie können nur durch weitere 

Entscheidungen geändert werden. „Programme sind Erwartungen, die für mehr als 

eine Entscheidung gelten. Sie zwingen zugleich das Verhalten in die Form der Ent-

scheidung, das Programm anzuwenden oder dies nicht zu tun.“39  

Innerhalb von Organisationen gibt es feste Rollen, die besetzt werden können und 

mit mehr oder weniger Entscheidungsfähigkeit ausgestattet sind. Beispielsweise wä-

re dies in einem Wirtschaftsunternehmen die Rolle des Geschäftsführers, der das Un-

ternehmen leitet und nach außen repräsentiert. Die Besetzung von Rollen mit Perso-

nen, die wiederum über Entscheidungsprämissen und Programme abstimmen kön-

nen, ist ebenfalls eine Entscheidung die die Organisation trifft – und zwar nach Kri-

terien der Eignung einer Person für diese Rolle. 

„Personen werden, das jedenfalls sieht die offizielle Selbstdarstellung der 
Organisation vor, nicht deshalb gewählt, weil man sie liebt oder weil sie 
sich einkaufen oder weil man mit ihnen verwandt oder befreundet ist, son-
dern deshalb, weil sie sich, wie man meint, für bestimmte Aufgaben eig-

                                                        

36 Luhmann, 1998, S. 834, Hervorhebung im Original 
37 Vgl. Luhmann, 2010, S. 108 
38 Luhmann, 2010, S. 109f; Luhmann, 2006, S. 261 
39 Luhmann, 1998, S. 842 
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nen. Das heißt: sie werden, ähnlich wie Programme, als Entscheidungs-
prämissen für Entscheidungen gewählt.“40 

 

2.2. Politiksystem 

Das Politiksystem ist als gesellschaftliches Teilsystem zuständig für das Treffen kol-

lektiv bindender Entscheidungen. Es wird  

„mit den „offenen“ Problemen der Gesellschaft konfrontiert, und es löst 
diese Probleme durch bindende Entscheidung. Dabei bezieht sich diese 
Bindung nicht nur auf das politische System selbst, sondern in erster Linie 
auf das umfassende Sozialsystem Gesellschaft, in dem das politische Sys-
tem seine Funktion erfüllt.“41 

Oftmals wird dem Politiksystem eine Steuerungsfunktion für andere Systeme oder 

gar die Gesamtgesellschaft, also alle sozialen Systeme, zugeschrieben, dem es je-

doch nicht gerecht werden kann. Denn auch die Politik kann nicht über ihre System-

grenzen hinaus kommunizieren: Was im Politiksystem, im Code des Systems ent-

schieden wird, findet zwar mittels struktureller Kopplungen durch Gesetze in andere 

Systeme Eingang – welche Folgen die Entscheidungen dort haben lässt sich jedoch 

weder vorhersagen noch steuern.42 Es mag in diesem Lichte nicht sinnvoll erschei-

nen, diese Entscheidungen und Steuerungsfunktion von der Politik zu erwarten, aber 

„es gibt, zumal in der modernen Gesellschaft, keinen anderen Adressaten.“43 „Bei al-

len Diskussionen über politische „Steuerung“ stehen Kausalannahmen im Mittel-

punkt.“44 Die Politik rechtfertigt getroffene Entscheidungen mit ihren Auswirkungen 

– obwohl diese nicht direkt verknüpft werden können. „Daß Politik sich auswirkt, 

kann ebenso wenig bestritten werden wie: daß es ihr nicht gelingt, Systemzustände 

(und seien es die eigenen) in der gewünschten Richtung zu determinieren.“45 Den-

noch erfüllt allein die Zuschreibung, unabhängig von theoretischer Möglichkeit oder 

kausaler Richtigkeit, eine wichtige Funktion. 

„Wie bei den Hopi-Indianern der Regentanz scheint das Reden von Ankur-
beln der Wirtschaft, Sicherung des Standortes Deutschland, Beschaffung 
von Arbeitsplätzen eine wichtige Funktion zu erfüllen; jedenfalls die, den 
Eindruck zu verbreiten, daß etwas getan wird und nicht einfach abgewartet 
wird, bis die Dinge sich von selber wenden.“46  

Das Politiksystem kommuniziert im Code Regieren / Nicht-Regieren, die Kommunika-

tion wird im Medium Macht vollzogen und äußert sich in Entscheidungen. Dabei 

bedingt jede getroffene Entscheidung alle zukünftigen Entscheidungen – auch, weil 

einmal getroffene Entscheidungen stetig korrigiert werden müssen.47 Diese Folge 

von Entscheidungen auf Entscheidungen sorgt für die Autopoiesis des Systems. Das 

                                                        

40 Luhmann, 2006, S. 225 
41 Luhmann, 2010, S. 38, Hervorhebung im Original 
42 Vgl. Thürmer, 2010 
43 Luhmann, 2002, S. 139 
44 Luhmann, 2002, S. 109 
45 Luhmann, 2002, S. 110 
46 Luhmann, 2002, S. 113 
47 Luhmann, 2002, S. 137 



 

 

13 

Ziel der Entscheidungen im Politiksystem ist immer die Erhaltung oder Vermehrung 

von Macht. Der politische Prozess und die Kommunikation des Systems beschränken 

sich jedoch nicht nur auf das Treffen von Entscheidungen. „Viel mehr Kommunikati-

on wird darauf verwandt, Entscheidungen anzukündigen, vorzuschlagen, Vorschläge 

zu kommentieren und zu kritisieren oder solche Kritik zu beantworten.“48  

Relevante Organisationen im Politiksystem sind Parlamente und Parteien. Die Mit-

gliedschaft in Parlamenten wird durch Wahlen geregelt, Parteien grenzen sich durch 

die in ihrer Satzung geregelten Mitgliedschaftsbedingungen ab. Diese ist meist ge-

koppelt an die Erklärung eines Mitgliedschaftswillens und dessen Akzeptanz, sowie 

die Entrichtung eines Mitgliedbeitrages. Für diese Arbeit werden ausschließlich Par-

teien genauer betrachtet. Für Parteien ist das entscheidungssteuernde Programm 

der Organisation identisch mit dem politischen Programm der Partei. Entschei-

dungsprämissen werden zudem in der Parteisatzung verankert, die unter anderem 

die Mitgliedschaftsbedingungen festlegt.  

Wichtige Rollen in Parteien sind der Vorstand und offizielle Sprecher, deren Haupt-

aufgabe entweder nach innen gerichtet, also organisatorischer Natur sind (bei-

spielsweise verwaltet der Schatzmeister die Gelder der Partei) oder nach außen ge-

richtet, indem die Partei repräsentiert und ihre Ziele und Ideen kommuniziert wird. 

Die Rolle des Pressesprechers beinhaltet üblicherweise auch die Beobachtung der 

publizierten Informationen in den Medien und die Rückmeldung an die Parteifüh-

rung. Diese kann aufbauend auf die durch die Medien vermittelte öffentliche Mei-

nung ihren Kurs strategisch anpassen.49  

Weitere prominente Parteipolitiker können relevant sein, ohne mittels Organisati-

onsentscheidung eine Rolle übertragen zu bekommen. Parteimitglieder in Fraktionen 

werden im Kontext dieser Arbeit nicht betrachtet, da Fraktionen wiederum eigen-

ständige Organisationen sind, obgleich sie eng an die Partei gekoppelt sein können. 

 

2.3. Mediensystem 

Die Massenmedien sind als gesellschaftliches Teilsystem zuständig für die Anferti-

gung von Weltbeschreibungen50. Wir nehmen die Welt durch die Massenmedien 

wahr, sie vermitteln allen anderen Systemen ein Bild von der Realität und prägen so 

die Realitätserfahrung der gesamten Gesellschaft. Was über die Massenmedien 

kommuniziert wird, kann in Zukunft als bekannt vorausgesetzt werden. 

„Was wir über unsere Gesellschaft, ja über die Welt, in der wir leben, wis-
sen, wissen wir durch die Massenmedien. (...) Andererseits wissen wir so 

                                                        

48 Luhmann, 2002, S. 166 
49 Vgl. Jarren & Donges, 2011, S. 181 
50 Luhmann, 2002, S. 304 
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viel über die Massenmedien, daß wir diesen Quellen nicht trauen kön-
nen.“51 

Massenmedien repräsentieren die Öffentlichkeit, im Sinne der Außenseite der Sys-

temgrenze, für alle Systeme (außer sich selbst). Unter anderem produzieren und re-

produzieren sie die für die Politik besonders wichtige „öffentliche Meinung“52. Die 

„Realität der Massenmedien“ hat dabei für Luhmann zwei Bedeutungen: Zum einen 

ihre eigene Realität, im Sinne ihrer Operationen bzw. Kommunikation, zum anderen 

die Realität, die „für sie oder durch sie für andere als Realität erscheint.“53  

Das System kommuniziert im Code Information / Nichtinformation.54 Dabei wandelt 

es Informationen ständig durch Kommunikation in Nichtinformationen um – denn 

etwas ist nur so lange eine Information, wie es neu ist, und sobald es kommuniziert 

ist, ist es das nicht mehr. Sobald eine Information kommuniziert ist, wird sie redun-

dant, da eine erneute Kommunikation keine neue Information bringt. 

Verbreitungsmedien unterstützen die Ausbreitung von Informationen. Zu den Ver-

breitungsmedien zählt Luhmann Sprache, Schrift und insbesondere die (technischen 

Mittel der) Massenmedien. 

„Man muss im Zweifel mit Bekanntsein einer verbreiteten Information 
rechnen (...) Jetzt entsteht ein Bedarf für laufend neue Information, den das 
System der Massenmedien befriedigt, das seine eigene Autopoiesis diesem 
selbsterzeugten Verlust von Information verdankt.“55 

Die Autopoiesis des Systems basiert also auf der Kommunikation von Informationen, 

auf die sich weitere Informationen anschließen. Luhmann unterscheidet drei ver-

schiedene Arten von Informationen als „Programmbereiche“ mit jeweils eigenen Kri-

terien der Informationsauswahl: „Nachrichten und Berichte, Werbung, und Unter-

haltung.“56  

Werbung soll Realität erzeugen und „Menschen ohne Geschmack mit Geschmack 

versorgen.“57 Sie deklariert offen was ihr Beweggrund ist, was ihre Wirkung Luh-

mann zufolge noch effektiver macht. Unterhaltung wiederum „bewirkt (...), dass sich 

der Mensch in der dargestellten Welt verorten kann, ohne dass er in eine bestimmte 

Richtung gesteuert wird.“58 Informationen im Unterhaltungsprogramm stellen eine 

Welt dar, wie sie sein könnte (aber nicht zwingend ist) und erleichtern Rezipienten 

damit die Verortung in der Welt. Nachrichten dienen primär der Informationsver-

mittlung zur Darstellung der Realität. Als Auswahlkriterien für Nachrichten benennt 

Luhmann unter anderem die mehr oder minder klassische Nachrichtenfaktoren: 

Neuigkeit, Konflikte, Quantitäten, lokaler Bezug, Normverstöße, Zurechnung auf 

                                                        

51 Luhmann, 2009, S. 9 
52 Luhmann, 1998, S. 1098 
53 Luhmann, 2009, S. 12 
54 Luhmann, 2009, S. 28, Hervorhebung im Original 
55 Luhmann, 1998, S. 203 
56 Luhmann, 2009, S. 37 
57 Luhmann, 2009, S. S. 20 
58 Lachenmeyer et al., 2012, S. 232 
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Handelnde, und auch Meinungsäußerungen.59 Insbesondere bei Meinungen hängt 

der Informationswert allerdings stark von den sich äußernden Personen und ihrem 

Status ab.60 

„Die Programme des Systems, die die Informationsauswahl steuern, findet 
man in den thematischen Präferenzen und, auf höherer Aggregationsstufe, 
in den Thementypen, die als Zeitungsseiten oder als Sendeperioden den 
Zugriff auf Informationen erleichtern. Die Autopoiesis des Systems scheint 
darin zu liegen, daß die hierfür in Betracht kommende Information rekursiv 
vernetzt ist und nur so reproduziert werden kann. Ein hohes Maß an Refle-
xivität – Berichte in den Medien berichten über Berichte in den Medien – 
gehört zum Alltag. Information ist nur auf Grund des Informationsstandes 
verständlich und ist als Vorinformation unerläßliche Bedingung weiterer 
Teilnahme.“61 

Wahrheit oder Unwahrheit der kommunizierten Information ist dabei laut Luhmann 

irrelevant, da es keine Möglichkeit gibt, diese final festzustellen.62 Das System kann 

darüber nicht entscheiden, und braucht dies auch nicht zu tun: 

„Das, was als Resultat der Dauerwirksamkeit von Massenmedien entsteht, 
die „öffentliche Meinung“, genügt sich selbst. Es hat deshalb wenig Sinn zu 
fragen, ob und wie die Massenmedien eine vorhandene Realität verzerrt 
wiedergeben; sie erzeugen eine Beschreibung der Realität, eine Weltkon-
struktion, und das ist die Realität, an der die Gesellschaft sich orientiert.“63 

Durch die Darstellung in den Massenmedien werden Sachverhalte Tatsachen, an de-

nen sich andere Systeme orientieren und die sie in ihre eigenen Entscheidungen mit-

einbeziehen (können). „Die tägliche Unsicherheitsabsorption durch die Massenmedi-

en erzeugt Tatsachen, die dann in der weiteren Kommunikation als solche behandelt 

werden können.“64 

Ein wichtiges Merkmal von Massenmedien ist laut Luhmann, dass eine Rückkommu-

nikation der Empfänger an die Medien nicht möglich ist. Dies geschieht zwar biswei-

len in Form von Leserbriefen, die dann wiederum mittels Programmen ausgewählt 

und ins Mediensystem aufgenommen werden – aber es geschieht eben nach den 

„Regeln“ des Systems, die Empfänger selbst haben keine Möglichkeit diese zu beein-

flussen. „Die Kommunikation ist, aus technischen und daher einleuchtenden Grün-

den, einseitig. Der Zuschauer wird so aufs Zuschauen spezialisiert.“65 

Die einseitige Kommunikation über Massenmedien erleichtert die Darstellung von 

Entscheidungen, da Misstrauen nicht im selben Maße dargestellt werden kann wie 

die vermittelten Informationen. Obwohl dies den Rezipienten bewusst ist, bestimmt 

doch die Vermittlung von Informationen über die Massenmedien ihr Bild von der 

                                                        

59 Luhmann, 2009, S. 42 ff 
60 Luhmann, 2009. S. 52 
61 Luhmann, 1998, S. 1104 
62 Luhmann, 2009, S. 13 
63 Luhmann, 1998, S. 1102, Hervorhebung im Original 
64 Luhmann, 1998, S. 1106 
65 Luhmann, 2010, S. 407 
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Realität, da sie sich ihr kaum entziehen und nicht differenzieren (können) welche In-

formationen medial aufgenommen und welche selbst erfahren wurden.66 

Organisationen im System der Massenmedien sind Redaktionen von Zeitungen, 

Fernseh- und Radiosendern, Verlage etc., allerdings nicht in ihrer Funktion als Wirt-

schaftsunternehmen (insofern koppelt das Unternehmen die zwei Systeme Wirt-

schaft und Massenmedien), sondern als Redaktion, die über Informationen und ih-

ren Gehalt entscheidet, die dann als solche innerhalb des Massenmediensystems 

kommuniziert werden. Die Redaktion führt also die Programme des Massenmedien-

systems aus. Auch Redaktionen haben dabei wiederum ihr eigenes Programm, 

nachdem sie festlegen welche Informationen priorisiert werden – beispielsweise ein 

Fokus auf Informationen über Politik in einem politischen Magazin. Auch journalisti-

sche Grundsätze wie der Pressekodex finden Eingang in diese Programme. 

Rollen in Redaktionen entsprechen der jeweiligen Hierarchie – es wird zumeist einen 

Chefredakteur, Abteilungsleiter und zahlreiche Journalisten geben, deren Verhältnis 

über einen Arbeitsvertrag geregelt ist.  

 

2.4. Das Internet in der Systemtheorie 

Massenmedien werden von Luhmann definiert als 

„alle Einrichtungen der Gesellschaft (...), die sich zur Verbreitung von 
Kommunikation technischer Mittel der Vervielfältigung bedienen. (...) Der 
Grundgedanke ist, daß erst die maschinelle Herstellung eines Produktes als 
Träger der Kommunikation – also nicht schon Schrift als solche – zur Aus-
differenzierung eines besonderen Systems der Massenmedien geführt 
hat.“67 

Luhmann sieht dabei die Kontaktunterbrechung durch die Technik, bzw. die fehlen-

de Interaktion zwischen Sender und Empfänger, als definierend für ein Massenme-

dium. Rückkommunikation ist zwar „in Einzelfällen“ möglich, wird jedoch zum Teil 

des Systems, beispielsweise wenn Leserbriefe in der Zeitung abgedruckt werden. 

„Sie dienen der Reproduktion des Systems der Massenmedien und nicht dem Kon-

takt des Systems mit seiner Umwelt.“68 In einem späteren Interview stellt er klar, 

dass das Internet kein Massenmedium ist, „denn es ist ja gerade keine einseitige 

technische Kommunikation, sondern kann individuell genutzt werden.“69  

 

2.5. Strukturelle Kopplungen zwischen Medien und Politik 

Die Systeme Politik und Massenmedien sind verbunden durch zahlreiche strukturelle 

Kopplungen. Insgesamt sind beide Systeme stark aufeinander angewiesen. So ist das 

                                                        

66 Vgl. Luhmann et al, 1996 
67 Luhmann, 2009, S. 10 
68 Luhmann, 2009, S. 26 
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Politiksystem einer der wichtigsten Lieferanten für immer neue Informationen, das 

Mediensystem wiederum erlaubt der Politik ihre Entscheidungen zu kommunizieren 

und schafft Öffentlichkeit durch die Macht gesichert oder gewonnen werden kann.70 

Die Politik bestimmt außerdem über Gesetze die auf die Medien einwirken (bspw. 

Presserecht, Zensurfreiheit, Leistungsschutzrecht, Quellenschutz...). 

Strukturelle Kopplungen der Medien sind im Allgemeinen die Themen über die sie 

schreiben. Das Mediensystem hat ein hohes Interesse an Politik, weil es durch sie: 

Informationen und Geschichten erhält. Dies bietet der Organisation wirtschaftliche 

Vorteile. Zudem hat die Politik immer neues zu berichten, das relevant für die Ziel-

gruppen der Medien ist. Die Notwendigkeit von Entscheidungen im Politiksystem, 

ebenso wie die Codierung in Regieren / Nicht Regieren (bzw. Regierung / Oppositi-

on) sorgt für stetige Konflikte. Diese wiederum werden als Information stetig vom 

Mediensystem aufgegriffen. Luhmann beschreibt eine 

„Präferenz der Massenmedien, über Konflikte (und nicht: über überein-
stimmende Meinung) zu berichten und die „öffentliche Meinung“ entspre-
chend zu strukturieren. Die öffentliche Aufmerksamkeit konzentriert sich 
damit typisch auf den politischen Konflikt (...). Was fasziniert ist nicht die 
Einheit, sondern die Differenz.“71 

Politik ist somit ein Treibstoff für die Autopoiesis des Mediensystems.  

Das Politiksystem ist ebenso, wenn nicht noch stärker, auf die Medien angewiesen, 

da diese für die Bekanntheit ihrer Programme bzw. Ideen sowie die Verbreitung ih-

rer Inhalte sorgen. Die Medien tragen zur Überzeugung der Gesellschaft von Zielen 

bei und sorgen für Aufmerksamkeit um mehr davon positionieren zu können, was 

den Parteien zu Macht bzw. Machterhalt verhilft. Die durch die Medien vermittelte 

Realität und öffentliche Meinung sind eine Bedingung für politischen Erfolg. Außer-

dem tragen Medien zum politischen Diskurs bei. Denn es sind 

„die Massenmedien, die am Entstehen von öffentlicher Meinung beteiligt 
sind, gleichviel ob sie intentional (zum Beispiel in Form von politischer oder 
wirtschaftlicher Meinung) Einfluß auf die öffentliche Meinung suchen oder 
ob die öffentliche Meinung gleichsam als Abfallprodukt ihrer auf Informati-
on und Unterhaltung gerichteten Aktivitäten entsteht.“72  

Medien bilden öffentliche Meinung, bzw. stellen diese dar. Die Politik benötigt diese 

öffentliche Meinung als Orientierung, da auch sie Realität nur als durch die Medien 

vermittelt erfährt. Sie benötigt ein Bild in der Öffentlichkeit sowohl über sich selbst, 

als auch über Konkurrenz, als auch darüber was die Öffentlichkeit will – daran orien-

tiert sie weitere Entscheidungen. „Obwohl, ja weil die Öffentlichkeit politisch nicht 

entscheiden kann, sondern gewissermaßen außerhalb der Grenzen des Systems der 

Politik liegt, wird sie in der Politik politisch benutzt und ins System hineincopiert.“73 
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Strukturelle Kopplungen zwischen beiden Systemen bestehen also insbesondere auf 

Ebene der Organisationen sowie der in ihnen vorgegebenen Rollen. Typische Inter-

aktion zwischen Organisationen sind Pressekonferenzen, Interviews, Hintergrundge-

spräche, Pressemitteilungen, Berichterstattung über Parteiveranstaltungen und der-

gleichen mehr74 – also alle Möglichkeiten, die Parteien nutzen können um Inhalte an 

Redaktionen zu kommunizieren.  

Für den Kontext dieser Arbeit sind insbesondere die Rollen von politischen Akteuren 

(Parteivorsitz, Fraktionsführer etc.), Pressesprechern / der Pressestelle und Politik-

journalisten relevant.75 Sie sind sensibilisiert für die Bedürfnisse der jeweils anderen 

Seite. Der Pressesprecher, beispielsweise einer Partei, versorgt die Politikjournalisten 

mit Informationen die dieser für seine Berichterstattung verwenden kann. Er über-

setzt dabei politischen Inhalt in den Code der Medien. Politikjournalisten wiederum 

nehmen diese Informationen auf und verwerten sie weiter, und schaffen so Öffent-

lichkeit für die Partei. Journalisten werden zudem stets nach weiteren, interessanten 

Informationen suchen die sie verbreiten können – auch oder gerade dann, wenn ei-

ne Partei diese nicht veröffentlicht sehen möchte.  

 

2.6. Einflussmöglichkeiten der Medien auf die Politik 

Die vielfältigen Kopplungen sprechen für eine Interdependenz beider Systeme, mit 

einer Tendenz zu mehr Einfluss für die Medien, die stets „am längeren Hebel“ zu sit-

zen scheint. Nach Luhmann kann kein System ein anderes steuern, wohl aber über 

strukturelle Kopplungen irritieren und damit Einfluss ausüben. Die Politik kann mit-

tels Gesetzen auf die Medien einwirken, und theoretisch wäre denkbar, dass sie die 

Weitergabe von Informationen an die Medien verweigert. Die Medien jedoch kön-

nen selbst dieses Nichtinformieren als Information kommunizieren. Keine Regierung 

könnte eine Reform durchsetzen, ohne dass die Medien über die Pläne berichten, 

die Diskussion in der Bevölkerung anregen und mit notwendigen Informationen ver-

sorgen. Die Politik benötigt die in den Medien dargestellte öffentliche Meinung. Bei-

spielsweise kann sie gegensteuern, den Plan ändern oder anders kommunizieren, 

wenn die Medien über Massenproteste berichten. Auf Ebene von Parteien können 

diese ihr Programm anpassen um der durch die Medien wahrgenommenen öffentli-

chen Meinung zu entsprechen und so ihre Macht zu erhalten oder Macht hinzu zu 

gewinnen. Die Medien wirken also auf die Politik ein, indem sie selektiv über diese 

berichten oder mittels Darstellung einer öffentlichen Meinung dieselbe in ihre Rich-

tung beeinflussen.  
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2.7. Zwischenfazit Systemtheorie 

Luhmanns Systemtheorie beschreibt die in der Gesellschaft ablaufenden kommuni-

kativen Prozesse in ihrer Gesamtheit. Die Subsysteme Politik und Medien kommuni-

zieren in ihrem eigenen Code (Regieren / Nicht Regieren bzw. Information / Nichtin-

formation) und verfolgen eigene Ziele (kollektiv bindende Entscheidungen bzw. An-

fertigung von Weltbeschreibungen), doch sie sind jeweils zur Erfüllung dieser Ziele 

aufeinander angewiesen. Sie können nicht direkt miteinander kommunizieren, da 

die unterschiedlichen Codes dies nicht erlauben. Dennoch ermöglichen die vielfälti-

gen strukturellen Kopplungen, insbesondere in Form von Rollen in ihren Organisati-

onen, gegenseitige Einflussnahme, wobei die Medien diesen Einfluss freier nutzen 

können als die Politik. 
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3. Piratenpartei 

3.1. Geschichte und (Programm-)Entwicklung 

Die Piratenpartei Deutschland gründete sich 2006 nach dem Beispiel der schwedi-

schen Piratpartiet, in der Folge der Kriminalisierung von Filesharern76. Das Grün-

dungsprogramm der Piratenpartei umfasste die Themen Urheberrecht, Privatsphäre, 

Patentwesen, Transparenz, Open Access und Infrastruktur77.  

Bei der Europawahl 2009 erlangte die schwedische Piratpartiet zwei Sitze im Euro-

päischen Parlament, die Piratenpartei Deutschland kam auf 0,9% der Stimmen. Be-

flügelt von der Debatte um Netzsperren unter dem Schlagwort „Zensursula“ (ange-

lehnt an den Namen der Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 

Ursula von der Leyen), erhielt die Piratenpartei bei der Bundestagwahl im selben Jahr 

1,9% der Zweitstimmen. Im Rahmen dieser Achtungserfolge stieg die Mitgliederzahl 

der Partei binnen weniger Monate um das zehnfache an (von knapp unter 1.000 vor 

der Europawahl auf über 12.000 nach der Bundestagswahl). Bei der Wahl zum Ber-

liner Abgeordnetenhaus 2011 kamen die Piraten auf 8,9% und zogen mit allen 15 

Kandidaten in das Landesparlament ein. Weitere Wahlerfolge im Saarland (7,4%), in 

Nordrhein-Westfalen (7,8%) und in Schleswig-Holstein (8,2%) folgten, bis zu einer 

herben Niederlage bei der Landtagswahl in Niedersachsen (2,1%), gefolgt von den 

Wahlen in Bayern (2%), Hessen (2%) und der Bundestagswahl 2013 (2,2%). Seit der 

Wahlniederlage in Niedersachsen, und insbesondere bei der Bundestagswahl, ver-

liert die Partei mehr Mitglieder als sie hinzugewinnt. 

Das Parteiprogramm wurde von der sich verändernden Mitgliederbasis stetig erwei-

tert: Auf den Bundesparteitagen 2009 in Hamburg um den Bereich Bildung, 2010 in 

Bingen um Demokratie und weitere Forderungen zu Infrastruktur und Software, 

2010 in Chemnitz um soziale Teilhabe, in Offenbach 2011 um Wirtschaft, Drogen- 

und Suchtpolitik, in Bochum 2012 um Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung, Eu-

ropa, Außenpolitik, Rente, Gesundheit, Jugendschutz, Landwirtschaft, Normen und 

Staatstrojaner, in Neumarkt 2013 um Kulturpolitik.78 Das Programm wuchs also ver-

gleichbar mit der Mitgliederzahl.  

                                                        

76 Vgl. Falkvinge, 2011 
77 Piratenpartei, 2006 
78 Piratenpartei, 2013a 
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3.2. Funktionsweise  

Die wohl größte Besonderheit der Piratenpartei ist jedoch nicht ihr Programm, son-

dern ihr Funktionsmodus. Unter Berufung auf das Prinzip der Basisdemokratie leh-

nen sie ein Delegiertensystem ab79 – alle Programm- und Satzungsentscheidungen, 

ebenso wie die Wahl von Vorständen und Schiedsrichtern auf Bundesebene trifft der 

Bundesparteitag als höchstes Organ. Zu diesem kann jeder Pirat, der seinen Mit-

gliedsbeitrag entrichtet hat, kommen und an allen Abstimmungen teilnehmen80. 

Die Vorbereitung der Parteitage, die Arbeit an Programminhalten und die Erstellung 

der Anträge erfolgt zumeist in Arbeitsgruppen. Diese bilden sich aus der Partei her-

aus – und über sie hinaus. Die Piratenpartei lädt explizit jeden, der Interesse an der 

Programmgestaltung hat ein, sich am Prozess zu beteiligen81. Dies findet zumeist on-

line auf den zahlreichen Arbeitsplattformen der Partei statt.82 Lediglich die Abstim-

mung auf dem Parteitag ist dann – entsprechend der Beschränkungen durch das 

Parteiengesetz – den stimmberechtigten Mitgliedern vorbehalten. Die Partei ist da-

mit mehr als jede andere offen für Einflüsse aus der breiten Bevölkerung83. 

Diese Funktionsweise macht das Mitmachen leicht, aber macht zugleich Vorhersa-

gen über die weitere (programmatische) Entwicklung der Partei schwierig – jede 

Entscheidung hängt von der Masse der individuellen Entscheidungen der jeweils auf 

dem Bundesparteitag angereisten Individuen ab. Insbesondere der Ort des Parteita-

                                                        

79 Vgl. Popp, 2010; Thürmer, 2013 
80 Piratenpartei, 2013b, §4 
81 Piratenpartei, 2012 
82 Genaue Ausführungen dazu bei Heimrich, 2013, S. 85 ff 
83 Vgl. Constein & Helfreich, 2012, S. 118 

Abbildung 2: 
Mitgliederentwicklung seit Gründung. 

Vertikale Linien: Wahlen (Europawahl, Bundestagswahl, Landtagswahlen und Kommunalwahlen). Grafik und 
Daten von Piratenpartei, 2013c. 
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ges hat Einfluss auf die dort getroffenen Entscheidungen84. In der Partei selbst wird 

viel über diese Tatsache diskutiert, insbesondere im Hinblick auf die „Geldelite“, den 

Ausschluss finanziell benachteiligter Piraten durch hohe Teilnahmekosten (diese 

werden, da es sich nicht um Delegierte handelt, nicht erstattet), sowie die „Zeiteli-

te“, die sich leisten kann zu den Parteitagen anzureisen. Beide Effekte sind stark um-

stritten. Sie wurden bislang nicht eingehend untersucht und können daher nicht als 

nachgewiesen gelten. 

Die basisdemokratische Verfahrensweise macht die Entscheidungen der Parteitage 

auch anfällig für Beeinflussungen. Durch die fehlende personelle Struktur vor Ort 

können diese, selbst wenn sie von einzelnen als solche erkannt werden, nicht effek-

tiv genug kommuniziert werden.  

„Die Abgeordneten unter Ihnen nutzen ihr Wissen über Verfahrensfragen, 
um inhaltliche Entscheidungen entsprechend zu beeinflussen. In einer Voll-
versammlung aller Mitglieder sind allerdings nur wenige anwesend, die das 
für die Masse übersetzen können. Im repräsentativen System sind es die 
Delegationsleitungen oder Vorsitzenden der Teilgliederungen, die solche 
Tricksereien bemerken und rasch in die Delegationen kommunizieren. In 
einer Versammlung mit 2000 Individuen haben gerade neuere und uner-
fahrene Teilnehmer kaum eine Chance, darauf zu reagieren.“85 

Für eine genaue Betrachtung der Funktionsweise der Partei und möglicher struktu-

reller Kopplungen ist eine tiefergehende Betrachtung der Parteistrukturen notwen-

dig. Den Piraten ist ihr Programm zwar überaus wichtig, wie sich leicht an der steten 

Kritik ihres sich öffentlich äußernden Personals ablesen lässt. Deutlich wichtiger ist 

ihnen jedoch das „Betriebssystem“86, die Art und Weise wie Politik ihrer Auffassung 

nach funktionieren soll. 

„Dem Mangel an programmatischer Klarheit und Stringenz auf inhaltlicher 
Ebene steht eine klare Vorstellung entgegen, wie das System politische Par-
tizipation ermöglichen soll: Transparenz und Basisorientierung, Kompetenz 
und Pragmatismus als Leitideale.“87 

Zwar beschreibt Neumann die Partei als „weniger eine inhaltliche Koalition, als viel-

mehr eine demokratische Plattform, die die Bedingung der Möglichkeit politischen, 

demokratischen Agierens neu verhandeln will.“88 Weder in ihrer Satzung, die interne 

Prozesse regelt, noch in ihrem Parteiprogramm findet sich jedoch eine genauere Be-

schreibung, wie genau ihre politischen Vorstellungen und Ideale in der Praxis umge-

setzt werden sollen oder können. Das Wahlprogramm lässt zwar auf die Ideale zu-

rückschließen, die Partei hat diese jedoch nicht explizit ausformuliert. 

Gerade weil die Partei auf Basisdemokratie in allen ihren Entscheidungen besteht, 

sind die Rollen des Parteivorstandes nicht mit politischen Steuerungsfunktionen aus-

gestattet. Die Entscheidungsmacht des Vorstandes beschränkt sich ausschließlich auf 

                                                        

84 Faas & Debus, 2012, S. 224 
85 Hensel & Klecha, 2013, S. 21 
86 Tagesspiegel, 2011 
87 Neumann, 2013, S. 176 
88 Neumann, 2013, S. 181 
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Organisatorisches, er kann keine programmatischen Entscheidungen treffen. Persön-

liche Meinungsäußerungen sind verpönt, öffentliche Aussagen über das Parteipro-

gramm sind daher stets genau abgewogen. Die durch die Parteibasis vom Vorstand 

erwartete Transparenz, also die Offenlegung aller Pläne mitsamt Begründungen, 

machen strategische Planung, beispielsweise von Kampagnen im Wahlkampf, sehr 

schwierig. Um die Masse der Mitglieder zum Mitmachen zu motivieren muss der 

Vorstand offen kommunizieren, um eine erfolgreiche Kampagne umzusetzen kann 

er jedoch die Pläne nicht öffentlich machen. Dies beschränkt auch die Möglichkeiten 

zu strategischer Kommunikation mit den Medien. Hensel & Klecha resümieren das 

Fehlen einer „klare[n] und verbindliche[n] Ebene, die eine Aushandlung von Interes-

sen ermöglicht.“89 Für Heimrich stellt sich die Frage, „inwieweit die Piraten über-

haupt über ein machtstrategisches Zentrum verfügen und eine Systematisierung der 

Kommunikation anhand von Machtverteilung möglich ist.“90 

Eine relevante Rolle die in anderen Parteien üblich ist, entfällt bei den Piraten voll-

kommen: Delegierte. Die Rolle von Delegierten beinhaltet üblicherweise die Ernen-

nung durch Wahl, und damit übertragene Verantwortung für eine Gliederung. Auch 

Delegierte werden natürlich durch die Medien beeinflusst, doch ist anzunehmen 

dass ihre Kommunikation untereinander deutlich strukturierter ist, da ihre Zahl be-

grenzt ist. Bei den Piraten gibt es keine Delegierten, stattdessen treffen (potentiell) 

alle Mitglieder auf Bundesparteitagen die Entscheidungen. Sie haben damit den sel-

ben Einfluss auf das Programm wie andernorts Delegierte, sind derselben Beeinflus-

sung durch Medien ausgesetzt, haben aber weniger Anbindung an die Parteistruktu-

ren. Durch die fehlende Ernennung durch Wahl haben sie keine „Rolle“ als solche 

jenseits des Status der Mitgliedschaft, und sind damit auch niemandem Rechen-

schaft über ihre Entscheidungen schuldig, wie dies bei Delegierten gegenüber ihrer 

Gliederung der Fall wäre.  

Auf Organisationsebene im Hinblick auf Öffentlichkeitsarbeit – der Schnittstelle zum 

Mediensystem – hat die Piratenpartei sowohl eine Pressesprecherin als auch ein 

Presseteam, die die Medien mit Informationen über die Partei versorgen. Für beide 

ist formell der Bundesvorstand der Partei verantwortlich. Zudem stehen Funktions-

träger wie Vorstände und Beauftragte selbst in direktem Kontakt mit Journalisten. 

Aus der Verantwortung des Vorstandes als organisatorische Leitung bzw. Arbeitge-

ber ergibt sich seine Aufgabe der Darstellung der Partei in der Öffentlichkeit, die die 

Zuständigkeit für die Pressestelle und –sprecherin miteinschließt. Somit hat der Vor-

stand über den Umweg der Medien durchaus, wenn auch recht begrenzt, die Mög-

lichkeit die Darstellung der Partei zu prägen, was über die Medien wiederum in die 

Partei hineinwirken kann.  

                                                        

89 Hensel & Klecha, 2013, S. 38 
90 Heimrich, 2013, S. 85 
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Diese „Machtposition“ wird von den Mitgliedern mit Sorge betrachtet. Es ist daher 

stark verbreitet, dass Gruppen oder einzelne Piraten Informationen über die Partei 

oder ihre Positionen und Projekte innerhalb der Partei veröffentlichen oder an Jour-

nalisten herantragen91. Dies geschieht insbesondere durch das Internet, auf Blogs, in 

sozialen Netzwerken wie Twitter und Facebook, in Kommentaren zu anderen Arti-

keln und dergleichen mehr. Viele Mitglieder nutzen so die Möglichkeit, die Außen-

darstellung der Partei mit zu beeinflussen. 

Zusätzlich zur gezielten Außenkommunikation der Partei sowie einzelner Mitglieder 

ist aufgrund des Transparenzgedankens innerhalb der Partei nahezu alle innerpartei-

liche Kommunikation der Mitglieder untereinander ebenfalls öffentlich einsehbar. 

Insgesamt dürfte die Gesamtheit der öffentlichen Kommunikation und Darstellung 

der Grund für den Eindruck die Partei sei ein „zerstrittener, planloser Haufen“92 sein. 

Die vielfältigen Möglichkeiten zu politischer Kommunikation im Umfeld der Partei, 

insbesondere im Bereich Social Media, „setzen an der ‚digitalen Alltagskommunika-

tion’ vieler Menschen an und verlängern diese in den politischen Raum.“93 Bieber 

und Lewitzki fragen daher zurecht, ob „eine Trennung von interner und externer 

Parteikommunikation überhaupt noch möglich [ist], wenn nahezu sämtliche Kom-

munikationsprozesse der Parteiarbeit oder auch Diskussionen zwischen einzelnen 

Parteimitgliedern jederzeit offen einsehbar sind?“94 Nahezu jede Kommunikation in 

der und über die Partei kann potentiell in die Medienberichterstattung eingehen – 

und so die Mitglieder, die die nächsten Entscheidungen über das Programm der Par-

tei treffen, beeinflussen. 

 

3.3. Empirische Ergebnisse 

Der vorangegangene Abschnitt stellt dar, wie die Piratenpartei funktioniert, und 

welche Einflüsse es über die Medien auf ihre Programmentwicklung geben kann. Zur 

Veranschaulichung dieser Einflüsse auf Programmentwicklung werden im Folgenden 

Daten aus verschiedenen Studien herangezogen. Diese werden einzeln betrachtet 

und für die Fragestellungen relevante Ergebnisse erläutert. 

 

3.3.1. Tobias Neumann: Die Piratenpartei Deutschland, 2011 

Tobias Neumann, selbst Mitglied der Piratenpartei, verfasste 2011 seine Masterar-

beit über das Selbstverständnis und die Entwicklung der Piratenpartei. Er erhob in 

diesem Zuge vom 24. März bis 26. April 2011 mit einer der ersten Umfragen unter 

                                                        

91 Vgl. Kamm et al., S. 38 ff 
92 Lars Pallasch, Ehem. Vorsitzender des Landesverbandes Baden-Württemberg, in seinem Austritts-

blogpost 2013 (nicht mehr verfügbar), zitiert nach Zeit, 2013. 
93 Bieber & Lewitzki, 2013, S. 105 
94 Bieber & Lewitzki, 2013, S. 102  
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den Parteimitgliedern Daten von rund 2.500 Piraten. Seine Arbeit bietet somit eine 

umfassende Basis für Auswertungen für die Fragestellung dieser Arbeit. 

Nach Neumanns Ergebnissen nehmen 63% der Parteimitglieder selten oder nie an 

Parteitagen teil. Die meisten Mitglieder besuchen Parteitage zu Vorstandswahlen, 

nicht zu Programmentscheidungen.95 Die Programmentwicklung wird also von ma-

ximal 37% der Mitglieder mitgestaltet. 

 

Die Mehrheit der Piraten wünschte sich nach Neumanns Ergebnissen ein Vollpro-

gramm, jedoch nicht kurz-, sondern mittel- bis langfristig. Trotz dieses Wunsches 

wurde beispielsweise für die Bundestagswahl 2013 ein durchaus als Vollprogramm 

zu bezeichnendes Wahlprogramm aufgestellt, dass über die Kernthemen der Piraten 

(Gegen Überwachung, Freiheit im und jenseits des Internets etc.) hinaus auch deut-

lich andere Schwerpunkte setzte (Wirtschaft, Sucht- und Drogenpolitik, Soziales 

etc.). 

Die Diskrepanz zwischen einer gewünschten langsamen Entwicklung und der statt-

dessen erfolgten sprungartigen Erweiterung des Programmes lässt sich auf die Funk-

tionsweise der Partei, insbesondere im Hinblick auf fehlende Strategiefähigkeit und 

Offenheit für Anträge auf Bundesparteitagen zurückführen. Eine strategische Ent-

wicklung des Programmes nach den Wünschen der Piraten ist nicht möglich, da es 

keine Stelle gibt, die diese Entwicklung planen und umsetzen könnte. Dies wäre nur 

unter Einschränkung der Rechte der einzelnen Mitglieder auf Antragsstellung oder 

bei Abstimmungen möglich – das wiederum widerspräche den Idealen der Piraten 

und würde daher nicht akzeptiert.  

                                                        

95 Neumann, 2011, S. 117 

Abbildung 3: 
Wie oft nehmen Sie an Parteita-
gen teil? 

Frage Nr. 14: Anzahl der Teilnehmer 
= 2.676; Antworten = 2.646: k. A.: 
30; Angaben in Prozent; Grafik und 
Rohdaten aus Neumann, 2011, S. 
114. 
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Die Frage, ob zu wenig programmatische Entwicklung stattgefunden hat, zeigt eine 

geteilte Partei: 37,7% wünschen sich mehr Entwicklung, 43,9% wünschen dies 

nicht. Auffallend ist, dass beide Gruppen über 1/3 liegen – und damit eine Zweidrit-

telmehrheit, wie für Programmbeschlüsse erforderlich, eigentlich nicht erreicht wer-

den könnte. Dass Programmentwicklung doch stattfindet muss also daran liegen, 

dass entweder die Gruppe derjenigen die keine Programmentwicklung wünscht, auf 

Parteitagen nicht vertreten ist, oder Teile dieser Gruppe doch Erweiterungen zu-

stimmen, so dass für Abstimmungen die erforderliche Zweidrittelmehrheit erreicht 

werden kann. 

 

Für 91,8% der Mitglieder ist das Internet ein Schlüsselfaktor für eine erfolgreiche 

Programmarbeit innerhalb der Partei. Die Formulierung der Frage legt nahe, dass es 

eher um Arbeitsplattformen und weniger um Berichterstattung im Internet geht. Das 

eindeutige Ergebnis belegt dennoch, dass ein deutlich überwiegender Teil der Mit-

glieder sich für die Programmarbeit auf das Internet stützt. Dies legt die Annahme 

Abbildung 4: 
Welche Ausrichtung soll das 
Programm der Piratenpartei 
Ihrer Meinung nach anneh-
men? 

Frage Nr. 16: Anzahl der Teilneh-
mer = 2.427; Antworten = 2.389: 
k. A.: 38; Angaben in Prozent; 
Grafik und Rohdaten aus 
Neumann, 2011, S. 119. 

 

Abbildung 5: 
Falls Sie die Ausrichtung auf ein 
Vollprogramm bevorzugen: Mit 
welcher Geschwindigkeit soll die 
Entwicklung auf dieses Pro-
gramm erfolgen?  

Frage Nr. 17: Anzahl der Teilnehmer 
= 2.427; Antworten = 1.850: k. A.: 
577; Angaben in Prozent; Grafik und 
Rohdaten aus Neumann, 2011, S. 
120. 

Abbildung 6:  
Finden Sie, dass innerhalb der 
Piratenpartei bisher zu wenig 
programmatische Entwicklung 
stattgefunden hat?  

Frage Nr. 20: Anzahl der Teilnehmer 
= 2.427; Antworten = 2.371: k. A.: 
56; Angaben in Prozent; Grafik und 
Rohdaten aus Neumann, 2011, S. 
123. 
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nahe, dass dieser Personenkreis sich auch jenseits von aktiver Programmarbeit viel 

im Internet bewegt, und dementsprechend an Kommunikation teilnimmt und Be-

richterstattung nutzt.  

 

Als hindernd an der Programmarbeit werden vor allem Zeitmangel und mangelnder 

Informationsstand  genannt. Gerade durch die basisdemokratischen Prozesse dauert 

die Konsensfindung zu einzelnen Themen Zeit, die nicht alle Mitglieder aufbringen 

können. Interessanter noch für den Kontext dieser Arbeit ist aber der bemängelte In-

formationsstand. Es kann also zum einen davon ausgegangen werden, dass, wenn 

schon bei der Programmarbeit (also der Erstellung von Anträgen) viele nicht genug 

Informationen über die behandelten Themen haben (und dies zumeist in Arbeits-

gruppen, die sich jeweils auf einen Themenkomplex spezialisieren), der Kenntnis-

stand aller Besucher des Parteitages bei der Abstimmung noch einmal deutlich nied-

riger ist. Zeitmangel und mangelnder Kenntnisstand machen dann die Abstimmen-

den potentiell geneigt für schnell auffindbare Erklärungen zum Thema. Eine solche 

wird mit jedem Antrag im Antragsbuch (der Zusammenfassung aller Anträge, die 

häufig über 1.000 Seiten umfasst) geliefert. Wenn sich also die Mitglieder auf Grund 

von Zeitmangel und mangelnden Informationen lediglich an der Erklärung im An-

tragsbuch oder anderen, kurzfristig im Internet auffindbaren Informationen orientie-

ren, steigt der Einfluss den diese Medien auf die Programmentscheidung haben 

kann erheblich.  

 

Abbildung 7: 
Finden Sie, dass das Internet ein 
Schlüsselfaktor für eine erfolgrei-
che Programmarbeit innerhalb der 
Piratenpartei ist?  

Frage Nr. 24: Anzahl der Teilnehmer = 
2.427; Antworten = 2.360: k. A.: 67; 
Angaben in Prozent; Grafik und Rohda-
ten aus Neumann, 2011, S. 129. 

 

Abbildung 8:  
Welche der folgenden Aspekte erschweren Ihrer Meinung nach am häufigsten die pro-
grammatische Arbeit innerhalb der Piratenpartei?  

Frage Nr. 26: Anzahl der Teilnehmer = 2.427; Mehrfachnennung war möglich; Angaben in Pro-
zent; Grafik und Rohdaten aus Neumann, 2011, S. 132. 
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3.3.2. Kamm et al.: Das Phänomen der Piratenpartei, 2013 

Jana Klamm, Falko Kliewe, Dajana Schmidt und Claudia Schott untersuchten im Jahr 

2012 die Piratenpartei im Hinblick auf ihre Mitglieder. Im Rahmen einer Umfrage un-

ter 2.000 Parteimitgliedern vom 23. August bis 15. Oktober 2012 erhoben sie einen 

weiteren Datensatz. Dabei betrachteten sie unter anderem die für diese Arbeit wich-

tigen Aspekte der Mediennutzung und die Einschätzung des Einflusses der Medien 

auf die Politik. 

Das wichtigste Resultat für diese Arbeit ist die Mediennutzung zur politischen Infor-

mation: 88% der Piraten nutzen journalistische Onlineangebote um sich politisch zu 

informieren, 62% nutzen das Web 2.0, im Sinne von „User Generated Content“. Das 

Internet ist somit für die Information über politische Themen die am meisten genutz-

te Quelle. Fernsehen, Printmedien oder Radio werden nur von 31-39% genutzt. Das 

lässt darauf schließen, dass, wenn ein Einfluss über Massenmedien erfolgt, das In-

ternet daran den größten Anteil hat. 

In allen untersuchten Themenbereichen ist zudem die über die Medienberichterstat-

tung wahrgenommene Kompetenzzuschreibung zu diesen Themen geringer als die 

Selbsteinschätzung der Parteimitglieder. Klamm et al. befinden,  

„dass die eigene Parteimitgliedschaft für die Meinungsbildung zunächst 
einmal die gewichtigste Rolle spielt und eine Informationsbasis schafft, der 
schon per se eine höhere Glaubwürdigkeit beigemessen wird. Zudem 
scheint es plausibel, dass aufgrund der Vielfalt der Mediennutzung das in 
den professionell erzeugten Angeboten vermittelte Bild über die Piratenpar-
tei nur einen marginalen Einfluss auf die gesamte Eindrucksbildung haben 
kann.“96 

Die Mitgliedschaft in der Partei wiegt demnach stärker als die mediale Darstellung – 

was umgekehrt bedeuten kann, dass Darstellungen aus der Partei heraus einen hö-
                                                        

96 Kamm et al., 2013, S. 32 

Abbildung 9:  

Als häufig bzw. sehr häufig genutzt angegebene Möglichkeiten zur politischen Information.  

Angaben in Prozent; Grafik und Rohdaten aus Kamm et al., 2013, S. 25. 
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heren Einfluss haben können als die anderer Medien. Die persönliche Wichtigkeit der 

Themen und die damit zusammenhängende Unzufriedenheit verweisen zudem auf 

einen möglichen Beweggrund zur Erweiterung des Programmes um, bzw. zu weite-

rer Kommunikation über diese Themen. 

 

Während die Mitglieder überwiegend zufrieden mit ihren Einflussmöglichkeiten, der 

Programmentwicklung und politischen Arbeit der Partei sind, sind sie überwiegend 

unzufrieden mit der Berichterstattung über die Partei und die Programmentwick-

lung. Zudem schätzen sie den Einfluss der Medien auf die Politik höher ein als um-

gekehrt. Das legt nahe, dass sie einen Einfluss der Medien durch negative Berichter-

stattung befürchten, was auf mögliche Gegenmaßnahmen – potentiell in Form er-

höhter Kommunikation – hinweisen kann. 

Abbildung 10:  
Mittelwerte der Zustimmung hinsichtlich der Themenblöcke.  

Grafik und Rohdaten aus Kamm et al., 2013, S. 31. 
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Interessant ist vor allem, dass die Mitglieder sich einen deutlich niedrigeren Einfluss 

der Politik auf die Medien wünschen, was Kamm et al. als Unzufriedenheit mit der 

Instrumentalisierung der Medien durch die Politik, und als Wunsch nach mehr Un-

abhängigkeit der Medien von der Politik werten.97 Die überaus hohe Einschätzung 

des Einflusses der Medien auf die Politik kann umgekehrt auf den selbst wahrge-

nommenen Einfluss auf die eigenen Entscheidungen hinweisen. Die Reaktion darauf 

könnte einerseits eine Ausrichtung der Entscheidungen an der medialen Darstellung 

sein, um dieser entgegen zu wirken oder sie zu bekräftigen, andererseits könnte ei-

ne (möglicherweise nur so empfundene) Unabhängigkeit der eigenen Entscheidun-

gen von der medialen Berichterstattung die Folge sein, um den Einfluss zumindest 

auf individueller Ebene zu reduzieren. In jedem Fall spielen sich diese Prozesse und 

Überlegungen auf individueller Ebene ab. 

 

  

                                                        

97 Vgl. Kamm et al., S. 40 

Tabelle 1:  
Das Verhältnis zwischen Medien und Politik (Mittelwerte 0 kein Einfluss bis 10 sehr großer 
Einfluss).  

Rohdaten aus Kamm et al., 2013, S. 39. 

Abbildung 11:  
Zufriedenheit mit diversen Aspekten bezüglich der Piratenpartei (Häufigkeit in %).  

Zufriedenheit: eher zufrieden bzw. sehr zufrieden; Unzufriedenheit: eher unzufrieden bzw. sehr unzu-
frieden. Grafik und Rohdaten aus Kamm et al., 2013, S. 38. 
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3.3.3. Emmer et al.: Bürger online 

Emmer, Vowe und Wolling haben in einer Langzeitstudie den Medienwandel in 

Deutschland begleitend untersucht: Von einer Zeit in der private Internetanschlüsse 

eher die Ausnahme waren (2002) bis sie zur Norm wurden (2009). Mit Panelbefra-

gungen wurde ein Kreis von über 500 Teilnehmern in sieben Wellen zu ihrer Inter-

netnutzung befragt. Darauf aufbauend beschreiben die Autoren den Wandel im po-

litischen Kommunikationsverhalten der mit der Verbreitung des Internets einherging. 

Für die Ziele dieser Arbeit sind insbesondere die Aspekte der Nutzung politischer In-

formationen im Internet durch die Bevölkerung – im Gegensatz zur bisher beschrie-

benen Nutzung durch Mitglieder der Piratenpartei – interessant. Die Gruppe der 

Nutzer politischer Informationen im Internet wuchs im Untersuchungszeitraum deut-

lich: Von unter 30% 2002 auf fast 50% 2009. In der Gruppe der Internetnutzer (im 

Gegensatz zur gesamten Stichprobe) ergibt sich eine Nutzung des Internets für poli-

tische Informationen von zwei Dritteln bis zu 80% in der letzten Befragung 2009.98 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich für Informationen über tagesaktuelles politi-

sches Geschehen: Der Anteil steigt von 20% 2007 auf fast 40% 2009 in der Ge-

samtstichprobe, und von 35% auf fast 60% für die Internetnutzer. Insbesondere po-

litische Weblogs (Blogs) erreichen unter den Internetnutzern 2009 rund 45% der Be-

fragten, was sie zu einer der wichtigsten Onlineinformationsquellen macht.99 

Ebenfalls interessant ist der Befund, dass die größte Nutzungsgruppe des Internets 

ihrer soziodemographischen Einordnung nach nahezu deckungsgleich mit dem 

durchschnittlichen Piratenparteimitglied. ist. Emmer et al. befinden, dass sich „fast 

durchgängig höhere Nutzeranteile bei den jüngeren Personen, den Männern, den 

formal höher Gebildeten, den Besserverdienenden, den Erwerbstätigen und den 

Westdeutschen“100 finden. Die Ergebnisse von Kamm et al. beschreiben den typi-

schen Piraten als „durchschnittlich jünger als die Mitglieder anderer Parteien, mehr-

heitlich männlich, Single, sowie vor allem Studenten und Erwerbstätige der Medien- 

und Computerbranche.“101 Auch Neumanns Ergebnisse bestätigen, dass Piratenpar-

teimitglieder mehrheitlich männlich, jünger als Mitglieder anderer Parteien, gebildet 

und berufstätig sind.102 Insgesamt kann also der durchschnittliche Pirat in der Grup-

pe der Internetnutzer bei Emmer et al. verortet werden – wahrscheinlich, weil er sich 

aus dem Kern dieser Gruppe rekrutiert. 

 

                                                        

98 Emmer et al., 2011, S. 116 
99 Emmer et al., 2011, S. 134 
100 Emmer et al., 2011, S. 115 
101 Kamm et al., 2013, S. 24 
102 Neumann, 2011, S. 191 ff. 
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3.4. Zusammenfassung der empirischen Ergebnisse 

An den Ergebnissen der Studien lässt sich ablesen, dass nur ein kleiner Teil der Par-

teimitglieder tatsächlich über die Programmentwicklung in der Piratenpartei ab-

stimmt. Dieser Teil ist zudem mit hoher Wahrscheinlichkeit über die behandelten 

Themen nicht gut informiert, und hat nur wenig Zeit Informationen einzuholen. Das 

Hauptinformationsmedium ist für Parteimitglieder das Internet, primär in Form jour-

nalistischer Onlineangebote, aber auch sehr viel in Form von Web 2.0.  

Es herrscht keine Einigkeit in der Partei über das Ziel der Programmentwicklung, 

wobei ein Vollprogramm von vielen favorisiert wird. Trotz des Wunsches nach lang-

samer, bedachter Programmentwicklung findet diese sprunghaft statt.  

Die Parteimitglieder schätzen die Berichterstattung in den Medien, ebenso wie den 

Einfluss der Medien auf die Politik insgesamt, als deutlich negativ ein. Sie wünschen 

sich weniger Einfluss der Medien auf die Politik, aber auch deutlich weniger Einfluss 

der Politik auf die Medien.  

Im Vergleich zur Gesamtbevölkerung ist der Anteil der Internetnutzer bzw. derjeni-

gen, die das Internet für Arbeitsprozesse nutzen, in der Partei extrem hoch. Der 

durchschnittliche Internetnutzer ist dabei nahezu deckungsgleich mit dem durch-

schnittlichen Parteimitglied, was nahelegt, dass er sich aus dem Kern dieser Gruppe 

rekrutiert.  

Auch in der Gesamtbevölkerung gewinnen Onlinemedien, ebenso wie Weblogs, zu-

nehmend an Bedeutung als Informationsquellen für politisches Geschehen. Diese bis 

2009 beobachtete Entwicklung setzt sich voraussichtlich fort. 

 

3.5. Zwischenfazit Piratenpartei 

Insgesamt macht die Fokussierung auf Basisdemokratie strategische Entscheidungen 

ebenso wie strategische Kommunikation, wie sie in anderen Parteien üblich sind, 

extrem schwierig. Strategisches Handeln bzw. strategische Kommunikation oder Öf-

fentlichkeitsarbeit, die es zu einer konsistenten, positiven, medialen Darstellung der 

Partei bräuchte, ist unter diesen Bedingungen nicht möglich. Zolleis et al. kamen 

2010 zu dem Schluss, dass für die Piratenpartei „ihre mangelnde Strategiefähigkeit, 

ihre ungelösten Strukturfragen und ihre Schwäche, zu verbindlichen Entscheidungen 

zu gelangen, zeigen, dass sie noch eine schwierige Konsolidierungsphase durchlau-

fen muss.“ Dieser Prozess scheint im Gange, aber noch nicht abgeschlossen zu sein. 

Für Entscheidungen von einer großen Menge Individuen, die nicht über Parteitage 

hinaus stetig kommunikativ miteinander verbunden sind, muss angenommen wer-

den, dass die Beweggründe für Zustimmung oder Ablehnung bei Programment-

scheidungen sich stark unterscheiden. Diese Beweggründe können durch zahlreiche 

Faktoren beeinflusst werden. Die mediale Darstellung der eigenen Partei, ebenso 

wie die über die Medien vermittelte Relevanz, und insbesondere medial vermittelte 
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Informationen über spezifische Themen, sind wahrscheinlich Faktoren die in den 

Entscheidungsprozess miteinbezogen werden. Ein Einfluss der Medien auf die Ent-

scheidungen liegt nahe, bestätigen lässt er sich aus den Daten nicht – dazu wären 

genauere Erhebungen zu den Entscheidungsgrundlagen der Parteimitglieder not-

wendig. Diese hat bislang nicht stattgefunden und wäre ein Anknüpfungspunkt für 

zukünftige Forschung. 
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4. Verhältnis von Politik und Medien 

Nachdem die theoretische Grundlage dieser Arbeit im Kapitel zur Systemtheorie, 

ebenso wie das praktische Beispiel im Kapitel zur Piratenpartei erläutert wurden, er-

folgt nun eine Gegenüberstellung beider Bereiche. Betrachtet wird dabei zunächst 

die verwendete Definition der Massenmedien im Hinblick auf das Internet. Darauf 

aufbauend wird auf strukturellen Kopplungen zwischen Politik und Medien im 

Wahlkampf eingegangen, insbesondere ihre Nutzung vor dem Auftreten der Piraten, 

und später durch diese im Internet. Zuletzt wird erörtert wie sich diese Online-

kommunikation auf die weitere Programmentwicklung auswirkt.  

 

4.1. Das Internet als Massenmedium 

Wie in Kapitel 2 beschrieben, betrachtet Luhmann das Internet nicht als Teil des 

Massenmediensystems. Die ausschließenden Faktoren sind für ihn die im Internet 

gegebene Möglichkeit der Rückkommunikation (als Kommunikation zwischen Um-

welt und System), sowie die technische Vermittlung (Trennung zwischen Sender und 

Empfänger).  

Im Hinblick auf die technische Vermittlung erfüllt das Internet jedoch in gerade je-

nen Bereichen, die als "Massenmedium im Sinne Luhmanns" fungieren, diese Krite-

rien. Plattformen, die mittels ihrer Reichweite und Kommunikationsdichte die sys-

temtypische Transformation von Neuem in als bekannt voraussetzbare Informatio-

nen leisten, zeichnen sich – abgesehen vielleicht von Chats, Internettelefonie und 

anderen Arten der direkten, persönlichen Kommunikation zwischen Individuen – 

dadurch aus, dass sie keinen oder nur sehr wenig direkten Kontakt zwischen Sen-

dern und Empfängern bieten. Vermittelt wird nach wie vor über Schrift und Technik, 

zunehmend über Video - womit analog zu Zeitungen und Fernsehen massenmediale 

Formate auch auf der Plattform Internet stattfinden. Beiträge werden meist zeitver-

setzt konsumiert. 

Luhmann geht davon aus, dass eine Rückkommunikation an das Massenmedium 

nicht Teil des Systems sei, und schließt sie daher aus. Rückkommunikation die Teil 

des Systems der Massenmedien wird, im Beispiel als Leserbrief, hält er hingegen für 

möglich. Um auf das Internet anwendbar zu sein, ist diese Unterscheidung kritisch. 

Rückmeldungen an das Massenmedium, beispielsweise als Kommentar zu einem 

Blogpost, erfolgen auch im Internet zeitversetzt und zumeist schriftlich. Sie sind 

eben keine Kommunikation der Umwelt sondern werden als Anschlusskommunika-

tion auf die vom Massenmedium verbreitete Information selbst Teil des Systems. Ge-

rade Kommentare unterscheiden sich nicht nennenswert vom Schreiben eines Leser-

briefes an eine Zeitung. In den meisten Fällen wird auch für Kommentare eine Prü-

fung nach Relevanzkriterien erfolgen, indem sie vom Webseitenbetreiber freige-

schaltet werden, wobei irrelevante oder unpassende Inhalte ausgefiltert werden 

(können). Sie werden von weiteren Lesern ebenso als Information (wenngleich bis-
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weilen von geringerer Relevanz) wahrgenommen wie die ursprüngliche Information 

und bilden so die öffentliche Meinung mit. 

Rückkopplungen im Internet als Kommentar sind im Gegensatz zu Luhmanns Ein-

schätzung lediglich keine „Einzelfälle“ mehr, wie dies in gedruckten Zeitungen der 

Fall war. Die Technik erleichtert die Steigerung der Menge an veröffentlichten „Le-

serbriefen“ durch die Reduktion der damit verbundenen Kosten. Das Ausmaß dieser 

Nutzung ist jedoch begrenzt: Mit einer höheren Rezipientenzahl steigt zwar auch die 

Zahl der Kommentare, diese liegt jedoch nur bei etwa 10%; betrachtet man die tat-

sächlich publizierenden Nutzer, sinkt sie auf etwa 1%103. 

Umgekehrt zu Luhmann lässt sich dennoch argumentieren, dass gerade die Ermögli-

chung des Kontaktes zwischen dem Massenmedium und den Rezipienten die An-

schlusskommunikation an die medial übermittelte Information ermöglicht – sofern 

angenommen wird, dass diese Rezipienten wiederum im Code des Mediensystems 

Informationen kommunizieren können.  

Castells stellt der herkömmlichen „mass communication“, bei der Sender und Emp-

fänger klar unterschieden und jeweils ein Sender mit vielen Empfängern kommuni-

ziert, die neue Form der Kommunikation im Internet als „mass self-communication“ 

entgegen. Dabei kann potentiell jeder als Sender einen unbegrenzt großen Empfän-

gerkreis erreichen und von jedem der Empfänger wiederum Rückmeldungen be-

kommen.104 

Huber argumentierte für die Ausdifferenzierung eines Teiles des Netzes als Sys-

tem.105 Fuchs nimmt an, das Internet sei ein im Entstehen begriffenes soziales Sys-

tem, unter anderem da es als „privates Massenmedium“ jedem Nutzer die Partizipa-

tion ermöglicht. Dadurch seien  

„die in den Massenmedien wirksamen Asymmetrien – die Begünstigung 
von Quantitäten auf der Sachebene, von Zurechnungen auf Personen und 
von Informationen mit hohem Neuigkeitswert106 – (...) im WWW nicht von 
Bedeutung.“107  

Die Definition des Internets oder auch nur eines Teils des Internets, als eigenständi-

ges System erscheint jedoch wenig sinnvoll. Das Internet, insbesondere das WWW, 

kommuniziert zwar schlussendlich mittels computervermittelter Daten, ein einheitli-

cher Code lässt sich jedoch nicht erkennen. Auch bliebe die notwendige Funktion 

die dieses gesellschaftliche System für die Gesellschaft erfüllt undeutlich. Im Rahmen 

dieser Arbeit wird das Internet daher, in Anlehnung an Castells, weder als Medium, 

noch als Code oder soziales System verstanden, sondern als Erweiterung der physi-

schen Welt, als technische Plattform für Kommunikation die mittels ihres Codes allen 

Funktionssystemen der Gesellschaft zugeordnet werden kann. 
                                                        

103 Vgl. Nielsen, 2010 
104 Vgl. Castells, 2009, S. 54 f. 
105 Vgl. Huber. 1997, S. 45 ff 
106 Luhmann, 2009, S. 42 ff 
107 Ammer, 2008, S. 149 
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Das Internet bietet die Möglichkeit zur Kommunikation – welcher Code dabei ver-

wendet wird, ist ebenso wenig Sache des Internets, wie der mit ihr übermittelte 

Kommunikationsinhalt Sache der Laute ist, die Sprache formen. Im Internet kann im 

Code aller Systeme kommuniziert werden: Das System dem diese Kommunikation 

zugerechnet wird, definiert sich – wie auch außerhalb des Internets – durch die Art 

der Kommunikation, ihren Code und die darauf folgende Anschlusskommunikation. 

Wenn also im Internet eine Zahlung erfolgt, ist dies Teil des Wirtschaftssystems. 

Wenn im Internet mittels des Codes Information / Nichtinformation kommuniziert 

wird, ist dies Teil des Mediensystems.  

Das Mediensystem kommuniziert in Informationen und wandelt sie dadurch in 

Nichtinformationen um (Vgl. Kap. 2.3). Die von ihm übermittelten Informationen 

werden von anderen Systemen als Weltbeschreibungen verwendet, und als bekannt 

vorausgesetzt. Im Hinblick auf massenmediale Kommunikation im Internet hängt die 

Entscheidung was Teil des Systems ist allerdings nicht mehr von der Organisation ab 

die sie publiziert. Die Auswahl von Informationen mittels Programm / Nachrichten-

kriterien ist nicht mehr zwingend notwendig. Die Entscheidung was Information im 

Sinne der Massenmedien ist liegt vielmehr beim Rezipienten, der Öffentlichkeit. In-

dem die Information entweder aufgegriffen oder nicht aufgegriffen wird, wird sie 

dem Mediensystem zugeordnet. Folgt eine Anschlusskommunikation108, war die In-

formationsübermittlung erfolgreich und die Kommunikation kann dem Mediensys-

tem zugerechnet werden.  

Ein Hauptunterschied zu den klassischen Massenmedien, bzw. den Onlineauftritten 

dieser klassischen Massenmedien, ist, dass diese Kommunikation nicht mehr nur 

durch Organisationen des Massenmediensystems (Redaktionen) erfolgt, sondern je-

de Organisation jedes Systems, ebenso wie jedes psychische System, die Möglichkeit 

hat seine Informationen selbst zu kommunizieren. Ausschließlich das Verstehen die-

ser Information, markiert durch die Anschlusskommunikation, dient darum als An-

haltspunkt für die Zuordnung zum System der Massenmedien. Das Internet be-

schleunigt diesen Prozess109, und das Web 2.0 intensiviert ihn noch mehr. Möglich-

keiten für Anschlusskommunikation werden potenziert.  

Die Verbreitung des Internets und die Möglichkeit für jeden, selbst Informationen zu 

publizieren, geht einher mit einer Reduktion des Verhältnisses von Rezipienten und 

Medien: Das Angebot steigt nahezu exponentiell, die vorhandene Auffassungskapa-

zität steigt nicht im selben Maße mit. Dadurch verteilt sich die selbe Aufmerksamkeit 

auf deutlich mehr Quellen – und das Massenmedium erreicht eine immer kleinere 

Masse.  

                                                        

108 Die Anschlußkommunikation kann, muss aber nicht, durch anderen Organisationen des Medien-
systems erfolgen. 

109 Vgl. Jarren & Donges, 2011, S. 191 
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„Mit der „Senderausweitung“, vor allem im elektronischen Bereich, werden 
die Zugänge zu den Medien auch für nicht etablierte Akteure erleichtert, 
das Erreichen einer Massenöffentlichkeit für alle jedoch erschwert.“110 

Zugleich werden die individuellen Fähigkeiten zur Selektion von Informationen im In-

ternet immer wichtiger. Informationen werden gezielt gesucht und aufgerufen. Die 

klassischen Medien mögen zwar weiterhin nach ihren Programmen und Nachrich-

tenkriterien eine Auswahl aus der Flut der verfügbaren Informationen treffen, gera-

de im Bereich von Web 2.0 und Social Media ist dies aber nicht der Fall. Die Auswahl 

der konsumierten Informationen liegt nun beim Individuum, dass seine eigenen Kri-

terien anwendet und gesteuert von seinen Interessen die für es relevanten Informa-

tionen konsumiert.111 Dadurch wird die durch diese Medien erreichte Masse kleiner, 

die Voraussetzbarkeit der Bekanntheit der kommunizierten Informationen betrifft 

möglicherweise nur einen kleineren Rezipientenkreis. 

 

4.1.1. Klassische Medien im Internet 

Webauftritte der klassischen Massenmedien, beispielsweise Spiegel Online, werden 

von den massemedialen Organisationen betrieben, die auch die Offlinepublikationen 

erstellen, wenngleich häufig mit einer eigenen Redaktion die ausschließlich die On-

linekanäle betreut. Die Nutzer der gedruckten Publikation wandern teilweise ins In-

ternet ab und lesen Artikel auf der Webseite statt ein Magazin zu kaufen. Es kann 

daher davon ausgegangen werden, dass diese Publikationen im Internet ebenfalls 

Teil des Massenmediensystems sind.  

Die Frage ob und inwiefern das Internet andere Medien verdrängt soll hier nicht dis-

kutiert werden. Die Nutzung insbesondere von Fernsehen und Printmedien geht zu-

rück112 – zum Teil, weil dieselben Publikationen stattdessen online konsumiert wer-

den.113 Doch weder wird erwartet, dass diese Informationsmedien aussterben114, 

noch soll im Kontext dieser Arbeit untersucht werden wie das Internet im Vergleich 

zu anderen Medien wirksam wird.  

 

4.1.2. Web 2.0 / User Generated Content 

Als eine Funktion der Massenmedien wird die Selektion von Informationen beschrie-

ben. Nachrichtenfaktoren und Organisationsprogramme steuern dabei die Auswahl. 

Im Hinblick auf User Generated Content (von einzelnen Internetnutzern erstellte In-

halte) kann dagegen argumentiert werden, dass die Definition einer Nachricht als 

Nachricht gerade in der Systemtheorie eben nicht von der Entscheidung eines Sys-

                                                        

110 Sarcinelli, 2011, S. 63 
111 Vgl. Emmer et al., 2011 zu Veränderungen der Informationsrezeption durch das Internet 
112 Sarcinelli, 2011b, S. 30 
113 Sarcinelli, 2011a, S. 70 
114 Vgl. Emmer et al., 2011; Schweitzer, 2012; Sarcinelli, 2011a, S. 67; Insbesondere bei Emmer et al. 

(2011) wird aufgezeigt, wie Internetnutzung die individuelle Informationsaufnahme verändert. 
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tems abhängt (das als solches kein Bewusstsein hat), sondern von der auf sie fol-

genden Anschlusskommunikation (Vgl. Kap. 2.1.1). Sarcinelli beschreibt eine Ten-

denz zur „Deprofessionalisierung im politischen Journalismus“, da inzwischen 

„schon ein informationstechnisches Alltagsequipment aus Digitalkamera, Fotohandy 

und Internet für die Produktion von Informationen, mit denen weltweit Aufsehen er-

regt werden kann,“115 genügt. Einzelne Individuen haben und nutzen die Möglich-

keit mittels Blogposts im Code des Mediensystems zu kommunizieren. Sie erzeugen 

Öffentlichkeit und prägen die Realitätserfahrung anderer Systeme in dem Moment in 

dem diese Information an anderer Stelle als solche aufgefasst bzw. referenziert wird 

und dadurch Anschlusskommunikation erfolgt.  

„Wenn jemand etwas als Information aufnimmt, dann ist es Information 
für ihn, ob es stimmt oder nicht (...) Wenn man von dem Primat der Unter-
scheidung zwischen Information und Nichtinformation ausgeht, dann tritt 
die Wahrheitsfrage erst an zweiter Stelle auf.“116 

Die Bestimmung der Relevanz der Information, die konstituierend für das Mediensys-

tem ist, erfolgt dabei nicht durch eine Organisation des Mediensystems, sondern 

durch einzelne psychische Systeme, bzw. nicht den Massenmedien zugeordneten 

Organisationen, die im Code der Massenmedien kommunizieren. Durch die Rezepti-

on dieser Kommunikationen durch die Medien bzw. als Medien werden diese wie-

derum selbst Teil des Systems. Filterfunktionen des Mediensystems werden dabei ei-

nerseits umgangen, da keine Redaktion nach mehr oder minder festen Nachrichten-

kriterien über Veröffentlichungen entscheidet, sondern jeder Sender eigene Kriterien 

anwenden kann. Zum anderen wird die Entscheidung, was relevant ist, auf die Rezi-

pienten verlagert, die aus der immens gewachsenen Auswahl an Informationen ihre 

eigene Wahl treffen. Vollkommen abhanden kommen Filterfunktionen allerdings 

nicht, da davon ausgegangen werden kann, dass mit steigender Reichweite auch 

einzelner Blogger deren Kommunikationsaufwand steigt und damit Filterung not-

wendig macht. 

Möglicherweise zeichnet sich hier eine Änderung oder Ergänzung der Programme 

des Massenmediensystems ab, und neben Nachrichten und Berichte, Werbung und 

Unterhaltung tritt ein weiteres Programm hinzu. Die Differenzierung zwischen die-

sem Programm und anderen scheint allerdings sehr subjektiv vom Informationsge-

halt der Kommunikationen abzuhängen und kann an dieser Stelle nicht abschließend 

behandelt werden. Für den Kontext dieser Arbeit bleibt festzuhalten, dass die Inhalte 

des Web 2.0 als Teil des Massenmediensystems betrachtet werden. 

 

4.1.3. Social Media 

Massenmedien kommunizieren mit unbestimmten Adressaten. Dasselbe geschieht in 

Sozialen Netzwerken, insbesondere wenn die Kommunikation (wie z.B. auf Twitter) 
                                                        

115 Sarcinelli, 2011b, S. 13 
116 Luhmann et al., 1996 
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öffentlich erfolgt, und nicht (wie z.B. auf Facebook, abhängig von der persönlichen 

Konfiguration der Nutzer) auf „Freunde“ mit der Erlaubnis die Meldungen zu lesen 

beschränkt ist. Beispiel dafür ist auch die Verwendung von Social Media Nachrichten 

durch die etablierten Organisationen der Massenmedien: Twittermeldungen werden 

im „Spiegel“ zitiert und dienen als Grundlage für Artikel.  

Kommunikation in sozialen Netzwerken kann mit Systemtheorie nicht direkt erfasst 

werden, weil sie sich zwischen Personen abspielt und nicht einzelnen Systemen der 

Gesellschaft zugeordnet werden kann. Soziale Netzwerke fungieren dann als 

„Marktplatz“, als Umschlagplatz für Kommunikation über verschiedene soziale Sys-

teme, wenn z.B. Glaubensbekenntnisse gepostet werden (Religion), Fachaufsätze 

diskutiert (Wissenschaft) oder politische Standpunkte argumentiert werden (Politik). 

Das ebenfalls übliche Teilen von Links auf interessante Inhalte der Massenmedien in 

sozialen Medien beschleunigt deren Verbreitung, kommuniziert aber keine neuen In-

formationen. Insofern könnte Social Media Teil der „Massen“ sein, nicht aber der 

„Medien“ – sie fungieren als Verbreitungskanal, ähnliche einer stark potenzierten 

Form von Mund-zu-Mund-Propaganda.  

Soziale Netzwerke als solche werden für den Kontext dieser Arbeit nicht als Teil des 

Massenmediensystems behandelt. Als „Massenmedium“ kann allenfalls der publizis-

tische Aspekt der Kommunikation gelten, beispielsweise öffentliche Fanseiten auf 

Facebook (die im Bereich Web 2.0 anzusiedeln wären) oder über Twitter kommuni-

zierte Informationen, nicht aber die darauf aufbauende Interaktion zwischen Indivi-

duen.  

 

4.2. Umgang der Politik mit strukturellen Kopplungen in der Vergangenheit 

Wie nutzten die Parteien in der Vergangenheit die Netzmedien? Am Beispiel der 

Wahlkämpfe in den Jahren seit des Aufkommens des Internets wird hier ein Über-

blick gegeben.  

Der erste Wahlkampf im Internet fand 1998 statt; damals jedoch noch mit im Ver-

gleich zu heutiger Technik sehr begrenzten Mitteln, und ebenso begrenztem Er-

folg.117 In den Wahlkämpfen 2002 und 2005 wurde die Nutzung stetig mehr, inter-

aktiver und sprach andere Zielgruppen an, beispielsweise mit humoristischen Web-

seiten über die Konkurrenz.118 Die Nutzung des Internets als Wahlkampfmedium 

wurde aber erst 2009 wirklich erfolgreich. Entscheidende Faktoren dafür waren 

„technische Verbesserungen, wie eine höhere Geschwindigkeit und verbes-
serte Bandbreite (...) die weitere Verbreitung des Internets, auch in den äl-
teren Zielgruppen, und die gestiegene Kompetenz der Nutzer (...), die Aus-
bildung von Online PR-Experten sowie die Etablierung spezialisierter Agen-
turen, (...) ein gesteigertes Bewusstsein für die Wichtigkeit des Onlinewahl-

                                                        

117 Kaufmann, 2010, S. 68 
118 Kaufmann, 2010, S. 69 
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kampf bei den politischen Entscheidungsträgern und Funktionären und (...) 
die gestiegene Vertrautheit mit dem neuen Medium.“119 

Insbesondere soziale Netzwerke wurden wichtig für die Meinungsbildung und Mobi-

lisierung.120 Auch für die Internetpräsenzen der klassischen Massenmedien wurden 

soziale Netzwerke extrem wichtig: „Ein wachsender Teil der Besucher (...) steuert 

diese nicht mehr direkt an, sondern kommt aus den sozialen Medien.“121 Links zu in-

teressanten Artikeln werden mit wenigen Klicks dem gesamten Freundeskreis emp-

fohlen und können sich so rasend schnell verbreiten. „Jeder ist eine kleine Nachrich-

tenagentur, die ständig Tickermeldungen in die Welt hinaus senden kann.“122 Insbe-

sondere über Twitter „lassen sich neue Themen auf die Agenda setzen und Skandale 

produzieren.“ Dies liegt zum einen an der „Schnelligkeit des Mediums,“ zum ande-

ren daran, „dass viele Journalisten es nutzen um Themen zu generieren.“123 Social 

Media als Mittel der politischen Kommunikation ist jedoch nur so gut wie seine An-

wendung – unpersönliche Meldungen erzeugen eher Distanz als Nähe zum Wäh-

ler.124 Aktive Kommunikation im Medium, und zwar im in diesem Medium üblichen 

Stil, ist ein wichtiger Erfolgsfaktor.125 So bespielten insbesondere im Wahlkampf 

2009 die CDU und SPD die Onlinekanäle „pflichtgemäß“, aber nutzten ihr Potential 

nicht aus126. Die FDP erreichte online eine neue Zielgruppe, die Grünen waren mit 

der Organisation des Wahlkampfes über das Internet erfolgreich.127 Insgesamt wird 

der Einfluss von Social Media auf individuelle Wahlentscheidungen als eher gering 

eingeschätzt.128 Die Nutzung der Sozialen Netzwerke an sich kann nicht als struktu-

relle Kopplung zwischen Politik und Medien betrachtet werden, wohl aber ihre Nut-

zung zur Vermittlung von Informationen durch Organisationen, für Journalisten als 

Quelle für Berichterstattung, ebenso wie die Berichterstattung über Vorkommnisse 

in diesen Medien.  

Trotz der Weiterentwicklung der Onlinenutzung entsprachen insbesondere die Web-

seiten von Parteien im Wahlkampf „ihrem Inhalt nach der Medienlogik.“ Sie replizie-

ren die Strukturen des Mediensystems, und zwar in der „Auswahl der Themen, (...) 

Präsentationsstil der Webseiten, (...) Ton und (...) Argumentation.“129  Die neuen 

Möglichkeiten des Internets wurden von den Parteien zwar genutzt – allerdings 

kaum im Sinne eigener Publikationen, sondern nahezu ausschließlich als erweiterte 

Kommunikation mit den Medien. Insofern dienten Parteiwebseiten sicher als struk-

turelle Kopplungen zum Mediensystem. 

                                                        

119 Kaufmann, 2010, S. 70 
120 Kaufmann, 2010, S. 72 
121 Kaufmann, 2010, S. 74 
122 Kaufmann, 2010, S. 74 
123 Siri & Seßler, 2013, S. 64 
124 Kaufmann, 2010, S. 77 
125 Siri et al., 2012, S. 20 
126 Vgl. Kaufmann S. 110 
127 Kaufmann, 2010, S. 87 ff 
128 Siri & Seßler, 2013, S. 64 
129 Schweitzer, 2012, S. 284 (Original Englisch, Übersetzung durch Autorin) 
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Das politische System ersetzt laut Schweitzer seine eigenen Regeln durch die der 

Medien, und zwar auf vier Ebenen: „Entscheidungsfindung bei Politikern (Prozesse), 

(...) Organisationsmanagement der Parteien (Strukturen), (...) Umweltbeobachtung 

(Bewusstsein) und (...) Kommunikation (Inhalte).“130 Politiker unterwerfen sich den 

journalistischen Ansprüchen und passen ihre Kommunikation im Stil dem an, was 

diese benötigen, primär mit dem Ziel ihre Medienpräsenz zu erhöhen. Insgesamt 

nutzen die Parteien auf ihren eigenen Onlinemedien die Freiheit die sie haben nicht, 

um sich vom journalistischen Stil abzusetzen, sondern wenden die selben Kriterien 

und den selben Stil an wie journalistische Medien.131 

Insgesamt kann man also sagen, dass die online umgesetzten strukturellen Kopp-

lungen zwischen Politik und Medien, in Bezug auf Parteien vor dem Auftreten der 

Piraten, generell denen entsprachen, die auch offline genutzt wurden. Das Internet 

wird als eine neue Plattform genutzt, um vorhandene Inhalte auf die selbe Art zu 

kommunizieren, wie dies auch in einer Pressemeldung per Fax erfolgen würde. Es 

wird als Kanal „bespielt“, ohne neuartige Kommunikationsmethoden für die neuar-

tigen Möglichkeiten zu entwerfen. 

 

4.3. Umgang der Piratenpartei mit strukturellen Kopplungen  

Wie nutzt im Gegensatz zu den dargestellten Wahlkämpfen die Piratenpartei die 

Möglichkeiten des Internets zur Kommunikation mit den Medien? Zunächst finden 

sich auch in der Piratenpartei die für die Politik üblichen Rollen: Eine Pressespreche-

rin, eine Pressestelle, regelmäßig versendete Pressemitteilungen. Auch bietet die Par-

tei regelmäßige Pressekonferenzen und Hintergrundgespräche und „bespielt“ damit 

die selben Kanäle wie alle anderen.  

Das Internet hingegen nutzen die Piraten deutlich unterschiedlich als andere Partei-

en. Dabei muss bei der Art der Nutzung unterschieden werden zwischen Arbeitsme-

dium, Mittel der sozialen Kommunikation, und Massenmedium bzw. gezielter Kom-

munikation an das Mediensystem.  

Als Arbeitsmedium liegt das Ziel der Kommunikation nicht in der Kommunikation 

von Themen an die Medien. Durch die generell offene („transparente“) Kommunika-

tion innerhalb der Partei ist jedoch nahezu jede Diskussion für jedermann einsehbar, 

was selbstredend die Medienorganisationen miteinschließt: Journalisten verfolgen 

die öffentlichen Vorstandssitzungen und lesen die Mailinglisten der Arbeits- oder 

Pressegruppen.  

Dazu kommt die starke Nutzung von Social Media innerhalb der Partei. Heimrich be-

findet, dass die Piraten „dem sozialen Aspekt der „Social Media“ ein größeres Ge-

                                                        

130 Schweitzer, 2012, S. 285 (Original Englisch, Übersetzung durch Autorin) 
131 Schweitzer, 2012, S. 295 
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wicht zu[messen] als andere Parteien.“132 Auch hier haben Journalisten einen zuvor 

unbekannten Blick auf die Kommunikation der Parteimitglieder, Abgeordneten und 

Funktionsträger untereinander. Durch diese öffentliche Kommunikation finden Dis-

kussionen, die in anderen Parteien intern geführt würden, bei der Piratenpartei deut-

lich leichter ihren Weg in die Presseberichterstattung: Der stetige öffentliche Kom-

munikationsfluss beinhaltet Streitigkeiten, kontroverse Argumente und vieles mehr, 

das für Journalisten als Information gut kommunizierbar ist. Daraus ergeben sich al-

so, gerade bei besonders kontroversen Diskussionen, Berichte in den Medien. 

Gerade als Arbeitsmedium und Soziales Netzwerk wird das Internet nicht nur von 

Funktionsträgern genutzt, sondern von der Parteibasis. Zusätzlich wird das Internet 

von einer Vielzahl an Parteimitgliedern ebenfalls als Massenmedium genutzt: Im Be-

reich des Web 2.0 nutzen die Piraten das Internet zur Publikation von Blogposts die 

zahlreich aufeinander verweisen und über die sozialen Netzwerke eine starke Ver-

breitung erfahren. Bisweilen werden diese Beiträge wiederum durch die Organisati-

onen des Mediensystems aufgegriffen und verwertet. Thematisiert wird dabei viel 

internes (Kommunikation, Vorstandswahlen, empfundene Missstände), aber auch 

programmatisches, insbesondere im Vorlauf zu Parteitagen auf denen Programm-

entscheidungen anstehen. Innerhalb des Kreises der Parteimitglieder gibt es zudem 

Personen, insbesondere solche in Mandaten, Vorständen oder anderen relevanten 

Rollen, die durch ihre Reichweite eine „kritische Masse“ an Mitgliedern erreichen 

können und dies bisweilen nutzen um gezielt Einfluss auszuüben. Eine genaue Ana-

lyse all dieser Inhalte wurde leider bislang nicht durchgeführt und kann im Rahmen 

dieser Arbeit nicht geleistet werden. Die Vermutung liegt jedoch nahe, dass gerade 

diese massenmediale Nutzung des Internets durch die Parteimitglieder einen starken 

Einfluss auf die weitere (Programm-) Entwicklung der Partei hat.  

Die Nutzung des Internets zur gezielten Kommunikation von Informationen an die 

Medien verliert im Vergleich zu den beschriebenen Kommunikationsformen an Be-

deutung. Über Pressemitteilungen die auf der Webseite publiziert und per E-Mail an 

Journalisten versendet werden, nehmen der Vorstand oder andere Funktionsträger 

Stellung zu politischen, aber auch zu internen Themen, die bereits über die anderen 

Kanäle von den Medien aufgegriffen wurden. Die Piraten sind dadurch häufig ge-

zwungen, diesen Kanal für Reaktionen zu nutzen, statt aktiv ihre Themen zu positio-

nieren. Zudem fehlt wie beschrieben das strategische Zentrum in der Partei, dass 

zum einen die öffentliche Darstellung beobachten und gezielt auswerten (lassen) 

oder Kommunikation bewusst steuern und dementsprechend die politische Kom-

munikation über diesen Kanal voranbringen könnte. 

 

 

                                                        

132 Bieber & Lewitzki, 2013, S. 213 
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Die Piraten nutzen also in organisierter Form die selben Kopplungen an das Medien-

system wie andere Parteien. Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl weiterer Kopplun-

gen auf die kein Einfluss ausgeübt werden kann: Dort, wo einzelne Mitglieder die 

Möglichkeiten des Internets nutzen um ihren Standpunkt öffentlich zu kommunizie-

ren. 

 

4.4. Einfluss der Onlinemedien auf die Programmentwicklung bei den Piraten 

Als Massenmedium erfüllt das Internet seine Aufgabe und erzeugt ein Bild der Reali-

tät für die Piratenpartei. Das rezipierte Spektrum ist für Piraten durch ihre starke 

Nutzung des Web 2.0 und die Verbreitung von Inhalten über Social Media deutlich 

größer. Das sich daraus ergebende Bild der Partei in Medien, auf das mit Programm-

entwicklung reagiert wird, kann daher stark differenziert sein, und sich zwischen 

verschiedenen Personen und Rollen sehr unterscheiden. 

Wie beschrieben liegt die Vermutung nahe, dass gerade die Nutzung des Internets 

als Massenmedium aus der Partei heraus Einfluss auf die Programmentwicklung 

ausübt, insbesondere dann, wenn diese von den Organisationen des Mediensystems 

als Information aufgenommen wird. Zusätzlich wirken Medienorganisationen mit ih-

ren Publikationen im Internet auf die Wahrnehmung der Parteimitglieder über ihre 

eigene Partei, ebenso wie über die öffentliche Meinung ein, was sich auf Parteitagen 

in Entscheidungen niederschlagen kann. Dies wurde beispielsweise an der Pro-

grammerweiterung zum Thema Wirtschaft sichtbar, dem stetige Fragen in den Me-

dien vorausgingen, wie die Piraten zu diesem Thema stünden.  

Der Einfluss scheint sich bislang jedoch nicht so sehr auf den Inhalt der Entscheidung 

auszuwirken, als vielmehr auf das Treffen der Entscheidung als solche. Das könnte 

daran liegen, dass die öffentliche Wahrnehmung stetig reflektierte, dass niemand 

weiß wofür die Partei steht, und darum ihre Position zunächst einmal definiert wer-

den musste. Eine Anpassung an öffentliche Forderungen wird erst möglich sein, 

wenn etwas angepasst werden kann – wenn also der Programmpunkt erst einmal 

vorhanden ist.  
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5. Fazit und Ausblick 

Zum Abschluss der Arbeit werden nun die Thesen aufgegriffen und Forschungsfra-

gen beantwortet. Zuletzt wird in einem Ausblick eine Prognose und einige Empfeh-

lungen für die Zukunft gegeben. 

 

5.1. Neuartige Irritationen durch neuartige Netzmedien 

F1:  Inwieweit treten durch strukturelle Kopplung Irritationen durch das System der 

Medien im politischen System auf? 

T1:  Das Internet ermöglicht eine spezifische Form von Irritation die sich von der 

anderer Medien unterscheidet. 

Die Medien irritieren die Politik durch die Darstellung der öffentlichen Meinung. Die-

se kann sich sowohl auf die tagespolitischen Themen, als auch auf die Position einer 

Partei beziehen. Insbesondere die Darstellung der Partei und ihrer fehlenden Positio-

nen war für die Piratenpartei prägend. 

Als neuartige Form der Irritation kann der Bereich Web 2.0 und in Teilen der Bereich 

Social Media gewertet werden. Hier ergaben sich durch die Erweiterung der Öffent-

lichkeit und der vermehrten Möglichkeiten für Darstellungen jenseits der organisier-

ten Medien zusätzliche Irritationsmöglichkeiten, insbesondere in Form von 

Blogposts.  

Neben diesen zusätzlichen Irritationen hat sich die Geschwindigkeit und das Volu-

men, in dem diese Auftreten, erhöht. Im Internet wird deutlich schneller auf neue In-

formationen eingegangen, insbesondere über Social Media werden sie schneller 

verbreitet. Die günstigere Publikation im Internet sorgt zudem für einen starken An-

stieg der Zahl von Beiträgen und der berichteten Themen. Auch Anschlusskommuni-

kationen in Form von Kommentaren bzw. Leserbriefen oder weiteren Artikeln sind 

im Internet dadurch häufiger. 

Neuartig ist umgekehrt jedoch auch die Irritation die die Piratenpartei mit ihrer öf-

fentlichen Kommunikation und ihrer massenmedialen (und nichtmassenmedialen!) 

Nutzung des Internets im Mediensystem auslöst – dies verstärkt wiederum die Inten-

sität der Berichterstattung. 

Tatsächlich multiplizieren sich die strukturellen Kopplungen des Mediensystems, je-

doch nicht ausschließlich im Hinblick auf die Politik, sondern im Hinblick auf seine 

gesamte Umwelt. Diese Umwelt kann nicht mit dem System kommunizieren – aber 

sie kann durch das Internet selbst im Code des Mediensystems kommunizieren und 

damit – und sei es nur für die Übermittlung einer einzigen Information – selbst Teil 

des Systems werden. 
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Die These kann damit als bestätigt gelten: Es gibt neue Formen der Irritation, die je-

doch zu vorherigen hinzutreten statt sie zu ersetzen, und die weit über das politi-

sche System allein hinausgehen. 

 

5.2. Einfluss auf die Programmebene 

F2:  Inwieweit passt sich das politische System auf der Programmebene diesen Irri-

tationen an? 

T2:  Die Piratenpartei wird auf Grund ihrer basisdemokratischen Organisationsform 

auf eine andere Art und Weise beeinflusst als andere Parteien. 

Ein Einfluss auf die Programmebene scheint stattzufinden, lässt sich jedoch anhand 

vorliegender Daten nicht eindeutig belegen. Insbesondere in der Piratenpartei prägt 

die massenmedial vermittelte öffentliche Meinung die Ansicht der einzelnen Partei-

mitglieder und damit potentiell ihre Entscheidungen über das Parteiprogramm. Ein-

zelne Blogger, insbesondere solche in relevanten Rollen, übernehmen zunehmend 

die Funktion „organisationsinterner Massenmedien“, da sie innerhalb der Gruppe 

der Mitglieder die Reichweite, die ihre Informationen als bekannt voraussetzbar 

werden lassen. Dies eröffnet ihnen die Möglichkeit, um Entscheidungen zu beein-

flussen. Diese Personen nähern sich jedoch, je größer ihre  Reichweite wird, potenti-

ell immer mehr dem Mediensystem an, da das Kommunikationsvolumen steigt und 

Filterung – obgleich nach eigenen Kriterien – notwendig macht. 

Die fehlende strategische Steuerungsmöglichkeit die sich aus der Parteistruktur 

ergibt, ebenso wie das Fehlen von Delegierten mit Verantwortung und Rechen-

schaftspflicht, schließt ein aktives Reagieren auf Programmebene jedoch aus: Die 

Stellen, die strategische Entscheidungen entwickeln könnten, können diese nicht 

treffen; die Personen, die Entscheidungen treffen könnten, können in ihrer Gesamt-

heit keine Strategie entwickeln, eine gezielte Abstimmung von Themen ohne die da-

zu notwendigen Kommunikationsstrukturen ist nicht möglich. 

Auch können Entscheidungen nicht so schnell getroffen werden wie der Einfluss der 

Medien wirksam wird: Wenn nur einmal pro Jahr Programmentscheidungen getrof-

fen werden, muss in diesem Zeitraum über all das entschieden werden, was sich 

über dieses Jahr angesammelt hat. Das Volumen der anstehenden Entscheidungen 

in ihrer Gesamtheit zu behandeln ist nicht möglich – dies macht Priorisierung not-

wendig. Diese wiederum führt ohne die Möglichkeit der Schwerpunktsetzung zu ei-

ner Fragmentierung des Programmes führt. Verbindliche Onlineabstimmungen, an 

denen die Piratenpartei arbeitet, könnten hier Abhilfe schaffen, sind jedoch aktuell 

noch nicht möglich.  

Die These kann also insofern bestätigt werden, als die Irritation anders abläuft: Ein 

Einfluss auf die Piratenpartei läuft auf Grund ihrer Struktur anders ab als in anderen 

Parteien. Das Vorhandensein des Einflusses auf die Programmentscheidungen lässt 
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sich nachweisen – wie genau er diese Entscheidungen beeinflusst, ist jedoch nicht 

feststellbar. Dazu müsste eine genauere Erhebung der Gründe für Programment-

scheidungen unter den Mitgliedern erfolgen. 

 

5.3. Sichtbarkeit und blinde Flecken mit der Systemtheorie 

F3:  Kann man diesen Prozess mit der Luhmannschen Systemtheorie am Beispiel der 

Piratenpartei aufzeigen? 

T3:  Das Verhältnis zwischen Medien, Politik und Internet ist mit der Systemtheorie 

nur teilweise fassbar. 

Mit der Systemtheorie ließ sich erwartungsgemäß aufzeigen, wo Kopplungen zwi-

schen den Systemen auftreten. Neue Kopplungen zeigten sich insbesondere durch 

die neue Art der Kommunikation innerhalb der Partei. Deutlich sichtbar ist, dass die 

Zahl der Kopplungen gestiegen ist, und Informationen schneller kommuniziert wer-

den. Deutlich ist aber auch, dass die Kopplungen von Politik zu Medien mehr an 

Umfang gewonnen haben, als die Kopplungen von Medien zu Politik. Während die 

Medien im Hinblick auf die Piratenpartei „aus dem vollen Schöpfen können“, und 

aus einer Vielzahl Quellen die für die passendsten Informationen auswählen können, 

bleiben Piraten fokussiert auf den Konsum spezifischer Onlinemedien, ergänzt durch 

Web 2.0 Beiträge.  

Gerade die Wandlung jedes Rezipienten in einen potentiellen Sender, auf individuel-

ler Ebene ebenso wie für Organisationen, war jedoch für Luhmann vermutlich kaum 

vorstellbar und hatte daher in seinen Argumentationen keinen Raum. Nicht fassbar 

ist darum die Qualität und genaue Auswirkung dieser neuen Kopplungen auf indivi-

dueller Ebene. Wie groß die Reichweite der spezifischen Onlinemedien innerhalb 

und außerhalb des Umkreises der Piratenpartei ist, ist fraglich.  

Die individuellen Beweggründe der einzelnen Mitglieder, die sich zur Entscheidung 

der Organisation Piratenpartei summieren, sind systemtheoretisch nicht fassbar. Die 

Beweggründe sind auf dieser Ebene derart vielfältig, dass eine kausale Zurechnung 

von Gründen zu Abstimmung nicht möglich ist. 

Die These kann somit bestätigt werden: Obwohl ein Einfluss deutlich ist, lässt er sich 

systemtheoretisch nicht komplett sichtbar machen. 

 

5.4. Ausblick 

Massenmedien suggerieren, dass Massen erreicht werden. Mit dem Internet, insbe-

sondere der Entwicklung des Web 2.0 und dem Vormarsch von User Generated 

Content, verschwimmt diese Annahme. Je relevanter ein Thema ist, desto mehr Me-

dien und damit Menschen wird es erreichen – und das Tempo der Informationsver-

breitung nimmt stetig zu. Dabei wird jedoch die Zahl der Rezipienten – obwohl sie 
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insgesamt steigt – auf immer mehr Quellen verteilt und so im Verhältnis geringer. 

Das Internet bietet auch und gerade Randgruppen und individuellen Vorlieben Raum 

für öffentliche Darstellung. Welcher Einfluss wirksam wird, welche Medien, welche 

Webseiten oder Blogs die Realität prägen, liegt in der Hand des Konsumenten. Ob 

dabei eine Masse erreicht wird oder nur eine Handvoll Personen, ist für die Frage ob 

es sich um ein Massenmedium handelt, unwichtig: Wichtig ist die Informationsver-

mittlung und die prägende Wirkung auf die Realität der Personen die erreicht wer-

den. In Zukunft wird insbesondere im Bereich der Politik wirklich sein, welche Medi-

en die Personen in für die Organisation relevanten Rollen konsumieren und dadurch 

ihr Bild von der Realität generieren. Für die Piratenpartei ist die Gesamtheit der 

stimmberechtigten Mitglieder eine relevante Rolle. 

Das Internet als Massenmedium hat nur einen begrenzten Einfluss auf Politik. Das 

Internet als Medium hingegen spiegelt alle strukturellen Kopplungen mit der Politik 

wieder, die es in der realen Welt bereits gibt, aber durch die Ermöglichung einer 

neueren, schnelleren Form von Kommunikation kann durch das Internet deutlich 

mehr und deutlich schneller Druck aufgebaut werden, als ohne das Internet möglich 

wäre. Dies führt zu mehr und schnelleren Veränderungen in der Gesellschaft – und 

sollte langfristig zu ebendieser Entwicklung im politischen System selbst führen.  
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